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Einführung 

1 . Deutschland ist auf einem soliden Wachstumskurs. Trotz des schwierigen internationalen Umfeldes ist 
die deutsche Wirtschaft im vergangenen Jahr insgesamt um 1,7 Prozent gewachsen. Die Arbeitslosigkeit liegt 
auf dem niedrigsten Stand seit der Wiedervereinigung. Die realen Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer 
verzeichneten im vergangenen Jahr den höchsten Zuwachs seit mehr als zwei Jahrzehnten. Der Staatshaushalt 
von Bund, Ländern, Gemeinden und Sozialversicherungen erreichte 2015 mit einem Überschuss von 
0,7 Prozent des Bruttoinlandsproduktes bereits im vierten Jahr in Folge das Ziel eines annähernd ausgegliche- 
nen Haushaltes oder eines Haushaltsüberschusses. Gleichzeitig stellen insbesondere die hohe Flüchtlingszu- 
wanderung, der demo grafische Wandel und die Digitalisierung die deutsche Wirtschaftspolitik vor große 
Herausforderungen. Um diese zu bewältigen, ist es notwendig, die Wachstumsdynamik zu verstetigen und das 
Wachstumspotenzial weiter zu erhöhen. 

2. Wohlstand, Wachstum und Beschäftigung in Deutschland sind untrennbar mit der politischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung in Europa verbunden. Die Bundesregierung setzt sich daher dafür ein, die 
europäische Wirfschafts- und Währungsunion fortzuenfwickeln, gemeinsame Insfifufionen zu sfärken und 
Anreize für ein nachhaltiges Handeln der Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu schaffen. Die langfristi- 
ge Vision von der institutioneilen Fortentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion schließt Offenheit für 
Vertragsänderungen ein. Zunächst ist jedoch ein wichtiger Schritt, bereits beschlossene Maßnahmen umzuset- 
zen und bestehende Regeln und Verfahren glaubwürdig einzuhalten und anzuwenden. 

3. Hierzu zählt auch die wirtschafts- und finanzpolitische Koordinierung der Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union im Rahmen des Europäischen Semesters einschließlich des Verfahrens zur Vermeidung und 
Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte. Die Europäische Kommission hat im November 2015 
entschieden, dass sie im makroökonomischen Ungleichgewichteverfahren neben 17 anderen Mitgliedstaaten 
auch Deutschland einer vertieften Analyse unterziehen wird. Auslöser hierfür war wie im vergangenen Jahr 
der anhaftend hohe deufsche Leisfungsbilanzüberschuss. Die Kommission sfellf in der vertieften Analyse für 
Deutschland Ungleichgewichte fest. 

4. Die Bundesregierung unterstützt die Europäische Kommission in einer konsequenten Anwendung des 
makroökonomischen Ungleichgewichteverfahrens. Sie teilt die Auffassung der Kommission, dass der 
deutsche Leistungsbilanzüberschuss als hoch einzustufen ist, aber kein übermäßiges Ungleichgewicht 
darstellt. Ein großer Teil des deutschen Leistungsbilanzüberschusses ist dabei durch Faktoren begründet, die 
kurzfristig kaum durch wirtschafts- und finanzpolitische Maßnahmen in Deutschland beeinflusst werden 
können. Hierzu zählen der günstige Kurs des Euro und die stark gesunkenen Ölpreise, aber auch fundamentale 
Faktoren wie die demografische Entwicklung. 

Die Bundesregierung richtet die Wirtschaftspolitik auf Investitionen und nachhaltiges Wachstum aus und 
leistet damit zugleich einen Beitrag zur Senkung des Leistungsbilanzüberschusses. So hat sie die öffentlichen 
Investitionen des Bundes gesteigert und wird die Länder und Kommunen im Zeitraum 20 1 3 bis 20 1 9 um mehr 
als 45 Milliarden Euro entlasten, um deren Investitionsspielräume zu erhöhen. Besondere Anstrengungen 
unternimmt die Bundesregierung auch, um private Investitionen zu fördern. Von höheren Investitionen in 
Deutschland kann auch die Wirtschaft des Euroraums profitieren. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
Auswirkungen einer weiteren Ausweitung öffentlicher Investitionen in Deutschland auf den Leistungsbilanz- 
überschuss und die wirtschaftliche Entwicklung in anderen europäischen Ländern begrenzt sind. 

Das vorliegende Nationale Reformprogramm (NRP) 2016 ist ein Eckpfeiler des Europäischen Semesters 
2016, das die Europäische Kommission mit der Vorlage des Jahreswachstumsberichts am 26. November 2015 
eingeleitet hat. Es beinhaltet eine Antwort der Bundesregierung auf den Länderbericht der Kommission vom 
26. Februar 2016 einschließlich der vertieften Analyse im makroökonomischen Ungleichgewichteverfahren. 
Dabei steht im Mittelpunkt, mit welchen Maßnahmen Deutschland den gesamtwirtschaftlichen Herausforde- 
rungen begegnet, die im Länderbericht identifiziert wurden. Eine solche stärker zukunftsorientierte Ausrich- 
tung des NRP wurde im vergangenen Jahr zur Stärkung des Europäischen Semesters vereinbart. Ebenso 
berichtet das NRP 2016 über die Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen des Rafes der Europäi- 
schen Union für Deufschland für den Zeifraum 2015 bis 2016 vom 14. Juli 2015 sowie über Forfschrifte und 
Maßnahmen im Rahmen der Europa 2020-Sfrafegie. Das NRP 2016 sfellf außerdem die Maßnahmen zur 
Umsefzung des deufschen Aktionsprogramms 2015 für den Euro-Plus-Pakf dar. Aufgrund der sfärker zu- 
kunftsorienfierfen Ausrichtung des gesamten Berichts beschließt die Bundesregierung mit dem NRP 2016 
kein neues Aktionsprogramm. 
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Maßnahmen zur Umsetzung des Aktionsprogramms 2015 für den Euro-Plus-Pakt finden sich im gesamten 
Bericht und sind in Kasten 3 im Kapitel 11 zusammengefasst. Das NRP 2016 steht im Einklang mit den im 
Jahreswachstumsbericht festgelegten Prioritäten sowie mit den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates 
vom 17. und 18. März 2016. 
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I. Das gesamtwirtschaftliche Umfeld 
A. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

5. Die deutsche Wirtschaft ist in einer guten Verfassung. Die gesamtwirtschaftlichen Produktionskapazitä- 
ten sind normal ausgelastet. Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik überschritt die Zahl der Erwerb- 
stätigen die Marke von 43 Millionen im Jahresdurchschnitt und die Zahl der Arbeitslosen lag auf dem 
niedrigsten Stand seit 1991. Konjunkturelle Impulse kommen derzeit insbesondere von den privaten und 
staatlichen Konsumausgaben sowie den Wohnungsbauinvestitionen, die auch durch die hohe Zuwanderung 
von Flüchtlingen zusätzlich stimuliert werden. 

Die Aufwärtsbewegung der deutschen Konjunktur schwächte sich im zweiten Halbjahr 2015 etwas ab. Die 
Wachstumsverlangsamung in den Schwellenländem führte zu weniger dynamischen Exporten und Untemeh- 
mensinvestitionen. Gegen Jahresende nahm die industrielle Nachfrage jedoch wieder Fahrt auf Am Arbeits- 
markt setzte sich die günstige Entwicklung bis zum Jahresende fort. 

6. In ihrer Jahresprojektion vom 27. Januar 2016' erwartet die Bundesregierung für das Jahr 2016 im 
Jahresdurchschnitt einen Anstieg des Bruttoinlandsprodukts von 1,7 Prozent (vgl. Übersicht 1) . 

Übersicht 1 : Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 





Jahresprojektion 


2014 

2015 

2016 


Veränderung gegenüber Vorjahr in 

Prozent, soweit nicht anders angegeben 

ENTSTEHUNG des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 




BIP (preisbereinigt) 

i.e 

17 

1.7 

Erwerbstätige (im Inland) 

0,9 

0,8 

0,9 

Arbeitstosenquote in Prozent (Abgrenzung der Bundesagentur für Arbeit)^ 

6.7 

6.4 

6,4 

VERWENDUNG des BIP preisbereinigt (real) 




Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck 

0,9 

1.9 

1.9 

Ausrüstungen 

4,5 

3,6 

2,2 

Bauten 

2,9 

0.2 

2.3 

Inlandsnachfrage 

1,3 

1,6 

2,3 

Exporte 

4,0 

5,4 

3,2 

Importe 

3,7 

57 

4,8 

Außenbeitrag (Impuls) ’ 

0,4 

0.2 

-0,4 

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer 

2,7 

2,9 

2,6 


1 Bis 2015 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 2016. 

2 Bezogen auf alle Erwerbspersonen. 

3 Absolute Veränderung der Vorräte bzw. des Außenbeitrags in Prozent des BIP des Vorjahres (» Beitrag zur Zuwachsrate des BIP). 

7. Der sich fortsetzende Beschäftigungsaufbau bildet zusammen mit deutlichen Einkommenssteigerungen 
das Fundament für die anhaltend lebhafte binnenwirtschaftliche Dynamik in Deutschland. Wie auch in den 
vergangenen Jahren entsteht die zusätzliche Beschäftigung vor allem in den Dienstleistungsbereichen. Die 
hohe Zuwanderung von Flüchtlingen dürfte sich — unter anderem wegen der Dauer der Verfahren — in den 
ersten Monaten des Jahres nur wenig auf den Arbeitsmarkt auswirken. In Verbindung mit dem moderaten 
Preisniveauanstieg führen die zu erwartenden Lohnsteigerungen zu einem merklichen Reallohnzuwachs, der 
allerdings wegen des langsam anziehenden Preisniveaus etwas niedriger ausfällt als im vergangenen Jahr. 
Durch die Erhöhung des Kindergeldes und die turnusmäßige Anpassung der Rentenleistungen werden sich die 
monetären Sozialleistungen in Abgrenzung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung in diesem Jahr deutlich 
erhöhen. Zusammen mit den Entlastungen bei der Lohn- und Einkommensteuer steigern sie die verfügbaren 
Einkommen. Die Transfers an die sich in Deutschland aufhaltenden Flüchtlinge, die der Sicherung des 
Existenzminimums dienen, tragen in der Gesamtbetrachtung ebenfalls zu einem Anstieg der verfügbaren 
Einkommen bei. Die Sparquote wird etwas niedriger ausfallen als im vergangenen Jahr. Der Konsum der 


' Eine detailliertere Darstellung der gesamtwirtschaftlichen Projektion der Bundesregierung, die sich insbesondere am Code of Conduct 
für die Stabilitätsprogramme der Euro-Mitgliedstaaten orientiert, ist im Deutschen Stabilitätsprogramm 2016 enthalten, das ebenfalls 
im April an die Europäische Kommission übermittelt wird. Die Frühjahrsprojektion der Bundesregierung, die voraussichtlich am 
20. April 2016 - und damit nach Beschluss des NRP 2016 durch das Bundeskabinett - veröffentlicht wird, kann hier nicht berücksich- 
tigt werden. 
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privaten Haushalte und die Wohnungsbauinvestitionen werden merklich ausgeweitet. Der Staatskonsum wird 
im Jahr 2016 gegenüber dem Vorjahr beschleunigt zunehmen. Der überdurchschnittliche Anstieg ist vor allem 
auf Zuwächse der Ausgaben für soziale Sachleistungen und andere Vorleistungen zurückzuführen. Diese 
Bereiche sind auch geprägf durch Ausgaben infolge der hohen Zuwanderung von Flüchflingen. 

8. Die Erholung im Euroraum haf sich gefesfigf, allerdings isf das außenwirfschaftliche Umfeld aufgrund 
beachtlicher geopolitischer Spannungen und der Wachstumsverlangsamung einiger Schwellenländer weiterhin 
fragil. Nach den Prognosen internationaler Organisationen ist das Wachstum der Weltwirtschaft und des 
Welthandels in diesem Jahr auf niedrigem Niveau stabil. Für das Jahr 2017 wird eine leichte Beschleunigung 
der Weltwirtschaft und des Welthandels erwartet. Aufgrund des niedrigen Außenwerts des Euro gegenüber 
dem US-Dollar ist eine moderate Zunahme der deutschen Exporte zu erwarten. Mit dem Anziehen der 
Nachfrage investieren die Unfemehmen im Jahresverlauf allmählich mehr. Durch den soliden Zuwachs der 
Gesamfnachfrage werden die Importe stimuliert. Der positive Nachfrageimpuls der Exporte wird dadurch 
überkompensiert. Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 
wird aufgrund der deutlichen Zunahme der Importe in diesem Jahr niedriger ausfallen als im vergangenen 
Jahr. 

Inflationäre Spannungen sind nicht zu erwarten. Die gesamtwirtschaftlichen Produktionskapazifäfen werden 
weifgehend normal ausgelasfet bleiben. Die Gewinne werden dieses Jahr auch infolge der niedrigen Ölpreise 
merklich sfeigen. Die Arbeifnehmerenfgelfe werden sich voraussichflich in fasf gleicher Größenordnung 
erhöhen wie die Unfemehmens- und Vermögenseinkommen. Die Lohnsfückkosfen dürften moderat zuneh- 
men. 

9. Die Jahresprojektion stellt aus Sicht der Bundesregierung - unter den gegebenen Rahmenbedingungen - 
die wahrscheinlichste Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft dar. Diese Einschätzung ist naturgemäß mit 
Unsicherheit behaftet. Dies gilt insbesondere für die Entwicklung und die Auswirkungen der Zuwanderung 
von Flüchtlingen. Chancen für eine günstigere als die prognostizierte Wirtschaftsentwicklung ergeben sich 
insbesondere auf der binnenwirtschaftlichen Seite. Als stimulierend könnten sich die Maßnahmen zur 
Erhöhung von Investitionen in Deutschland sowie eine kräftigere Erholung in Europa erweisen. Darüber 
hinaus könnten die Impulse - nicht zuletzt durch Rohölpreise, Wechselkurs und Wirtschaftspolitik - stärker 
wirken als angenommen. Andererseits bleiben die Risiken im außenwirtschaftlichen Umfeld bestehen. Eine 
Verschärfung der geopolitischen Konflikte oder eine stärkere Wachstumsverlangsamung in den Schwellen- 
ländem zählen zu den Hauptrisiko faktoren für die wirtschaftliche Entwicklung. Auch abrupte und markante 
Schwankungen des Ölpreises oder des Wechselkurses könnten die konjunkturelle Entwicklung beeinflussen. 
Die Zinswende in den Vereinigten Staaten kann zu Kapitalbewegungen führen und damit Turbulenzen auf den 
Rohstoff-, Finanz- und Devisenmärkten auslösen. 

B. Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss 

10. Die Europäische Kommission hat in ihrer vertieften Analyse im makroökonomischen Ungleichgewich- 
teverfahren vom 26. Februar 2016 für Deutschland Ungleichgewichte festgestellt, ln ihrer Analyse hat die 
Europäische Kommission insbesondere den Leistungsbilanzüberschuss Deutschlands untersucht. Im Jahr 20 1 5 
betrug dieser nach Angaben der Deutschen Bundesbank 257 Milliarden Euro bzw. 8,5 Prozent im Verhältnis 
zum Bruttoinlandsprodukt. Gemäß der Jahresprojektion der Bundesregierung wird der Leistungsbilanzüber- 
schuss in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt im Jahr 20 1 6 aufgrund der deutlichen Zunahme der 
Importe mit 7,8 Prozent niedriger ausfallen. Für das Jahr 2017 wird ein weiterer Rückgang erwartet. 

1 1 . Der Leistungsbilanzüberschuss Deutschlands gegenüber dem Euroraum hat sich über die letzten Jahre 
bereits deutlich zurückgebildet. Trotz eines leichten Anstiegs des deutschen Leistungsbilanzüberschusses 
gegenüber dem Euroraum im Jahr 20 1 5 war er in Relation zum Bruttoinlandsprodukt nur noch halb so hoch 
wie im Jahr 2007. Deutschland bezog im letzten Jahr etwa 38 Prozent seiner Importe aus den Ländern des 
Euroraums. Für alle EU-Mitgliedstaaten beträgt der Anteil nahezu 60 Prozent. Gleichzeitig bestehen deutsche 
Exporte zu mehr als 40 Prozent aus importierten Vorleistungen. Sowohl die Länder des Euroraums als auch 
die anderen EU-Mitgliedstaaten profitieren somit von den deutschen Exporterfolgen in Ländern außerhalb der 
EU. 
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Bestimmungsgründe des deutsehen Leistungsbilanzübersehusses 

12. Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss wird sowohl durch temporäre als auch durch fundamentale 
Faktoren geprägt. Nach Einschätzung der Bundesregierung kann etwa ein Viertel des Leistungsbilanzsaldos 
allein durch den aktuell günstigen Wechselkurs sowie die stark gesunkenen Ölpreise erklärt werden. Wenn 
diese Entwicklungen nachlassen, ist ein Rückgang des Leistungsbilanzüberschusses zu erwarten. Darüber 
hinaus wird ein großer Teil des Überschusses durch fundamentale Faktoren bestimmt. Ähnlich wie der 
Internationale Währungsfonds^ geht die Bundesregierung von einem Erklärungsanteil dieser Faktoren von 
etwa der Hälfte des Leistungsbilanzüberschusses aus. Dies liegt deutlich über der Einschätzung der Europäi- 
schen Kommission. So tritt Deutschland als hochentwickeltes Industrieland in einer globalisierten Welt seit 
langem als Kapitalgeber auf, da aufstrebende Schwellenländer attraktive Investitionsmöglichkeiten mit 
höheren Renditen bieten. Das infolge der fhiheren Leistungsbilanzüberschüsse angehäufte Auslandsvermögen 
sorgt dafür, dass Deutschland per Saldo erhebliche Vermögenseinkommen aus dem Ausland bezieht, die den 
Leistungsbilanzsaldo weiter nach oben treiben. Die demografische Entwicklung und die damit verbundene 
steigende gesamtwirtschaftliche Ersparnis in Deutschland tragen ebenfalls dazu bei. Darüber hinaus spiegelt 
sich im Leistungsbilanzsaldo die erfolgreiche Globalisierungsstrategie der deutschen Unternehmen wider, die 
mit ihrer speziellen Güterstruktur die internationale Nachfrage nach Vorleistungs- und Investitionsgütern 
bedienen. 

13. Die preisliche Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands — gemessen anhand des realen effektiven Wechsel- 
kurses des Euro gegenüber 56 Handelspartnern (berechnet auf Basis von Verbraucherpreisindizes, handelsge- 
wichtet) — hat sich seit dem Frühjahr 2014 um etwa fünf Prozent verbessert. Eine Abwertung bewirkt eine 
Verbilligung der Exportgüter bzw. eine Verteuerung der Importgüter. Die sich anschließende Mengenreaktion 
auf die geänderten Export- und Importpreise führt zu einer Erhöhung des Leistungsbilanzsaldos. 

14. Die aktuell niedrigen Rohstoffpreise — insbesondere der drastische Verfall des Ölpreises — schlagen sich 
über Terms-of-Trade-Effekfe in der deufschen Leisfungsbilanz nieder. Von den gesunkenen Importpreisen für 
Erdöl und Gas profitiert Deutschland als Nettoimporteur durch das verbesserte Preisverhältnis von Export- zu 
Importpreisen. So dürfte die Ölrechnung für Deufschland — d.h. der Wert der gesamten Rohölimporte — im 
Jahr 2015 um ca. 16 Milliarden Euro bzw. um etwa ein Drittel niedriger ausgefallen sein als im Vorjahr. Das 
entlastet sowohl Produzenten als auch Konsumenten in Deutschland. 

15. Einen wichtigen fundamentalen Einflussfaktor der Leistungsbilanz stellt die Demografie eines Landes 
dar. Die Leisfungsbilanz eines Landes wird zum einen durch die akfuelle Sfruktur der Bevölkerung beein- 
flussf. Zum anderen wirken sich Erwartungen bezüglich der zukünftigen Entwicklung der Bevölkerungsstruk- 
tur auf das Spar- und Investitionsverhalten und damit auf die Leistungsbilanz aus. Gesellschaften, deren 
Altenquotient erwartungsgemäß weiter steigen wird, weisen steigende Sparquoten und abnehmenden Investi- 
tionen im Inland auf, was höhere Leistungsbilanzüberschüsse begünstigt. Diese Überschüsse kehren sich erst 
um, wenn die Gesellschaft so gealtert ist, dass sie im Durchschnitt ihre Ersparnisse zunehmend auflöst. Vor 
diesem Hintergrund sind im aktuellen Niedrigzinsumfeld keine nennenswerten Änderungen im Spar- und 
Anlageverhalten der privaten Haushalte in Deutschland festzustellen und mittelfristig auch nicht zu erwarten. 

16. Ein beträchtlicher Teil des aktuellen Leistungsbilanzüberschusses Deutschlands wird durch Investitio- 
nen im Ausland bestimmt. Hier spielen strategische Untemehmensentscheidungen im Hinblick auf Markter- 
schließungen ebenso eine Rolle wie Renditeerwartungen. Grundsätzlich ist (Finanz-) Kapital sehr mobil und 
fließt dahin, wo eine höhere Rendite zu erwarten ist. In entwickelten Volkswirtschaften mit hoher Kapitalin- 
tensität sind die Renditen in der Regel geringer als in Volkswirtschaften, die sich noch im Aufholprozess 
befinden. Als Neffo-Kapitalgeber kann Deufschland an der pofenziell dynamischeren Wirtschaftsenfwicklung 
anderer Länder partizipieren. 

17. Darüber hinaus kann ein nicht unerheblicher Anteil des deutschen Leistungsbilanzüberschusses durch 
das bestehende Auslandsvermögen erklärt werden. Kapitaleinkünfte, die sich aus dem akkumulierten (Nefto- 
)Auslandsvermögen ergeben, fließen über die Primäreinkommen in die Leistungsbilanz ein. Das Nettoaus- 
landsvermögen Deutschlands belief sich Ende 2015 nach vorläufigen Daten auf knapp 1,49 Billionen Euro 
(rund 49 Prozent in Relation zum BIP) und bestand hauptsächlich aus Direktinvestitionen und übrigen 
Kapitalanlagen. Mit dem Anstieg des Auslandsvermögens ist auch der Saldo der Primäreinkommen von 
-26 Milliarden Euro im Jahr 2002 auf 63,7 Milliarden Euro im Jahr 2015 gestiegen. Allein dieser trug im Jahr 


^ Vgl. „2015 Germany: Staff Report For The 2015 Article IV Consultation'”, IMF, Juni 2015, 
https://www.imf.org/extemal/pubs/ft/scr/2015/crl5187.pdf. 
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2015 zu einem Leistungsbilanzüberschuss von 2,1 Prozent in Relation zum nominalen BIP bei. Dies ent- 
spricht etwa einem Viertel des gesamten Leistungsbilanzsaldos. 

18. ln Zusammenhang mit der Kritik am hohen deutschen Leistungsbilanzüberschuss nennt die Europäische 
Kommission auch eine wirtschaftspolitisch begründete schwache Binnennachfrage als wichtigen Einflussfak- 
tor. Diese sei Folge der niedrigen öffentlichen Investitionen, der ungünstigen Rahmenbedingungen für private 
Investitionen sowie der Arbeitsmarkt- und Steuerreformen der 2000er Jahre, die zudem die Wettbewerbsfä- 
higkeit deutscher Unternehmen weiter erhöht hätten. Die schwache Investitionsentwicklung als Folge des 
wiedervereinigungsbedingten Baubooms Anfang bis Mitte der 1990er-Jahre kann jedoch nur einen geringen 
Teil der aktuellen Überschüsse erklären. Aus Sicht der Bundesregierung geht lediglich gut ein halber Prozent- 
punkt des Überschusses der Vergangenheit auf fehlende Investitionen oder zurückliegende Struktur- bzw. 
Arbeitsmarktreformen zurück. Ein bedeutenderer Einfluss dürfte dagegen dem Enfschuldungsprozess der 
Unfemehmen nach der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise zukommen. Dieser hat sich zuletzt aber deutlich 
verlangsamt, was tendenziell zu einem Rückgang des Leistungsbilanzsaldos beitragen dürfte. 

19. Die Bundesregierung verfolgt eine Politik, die zur Stärkung der Wachstumskräfte auf eine höhere 
Wettbewerbsfähigkeit und eine dynamischere Binnenwirtschaft abzielt. Nach einer längeren Zeit der Lohnzu- 
rückhaltung haben sich die Tarifabschlüsse in den vergangenen Jahren zudem wieder stärker an der mittelfris- 
tigen Produktivitätsentwicklung orientiert. So steigen die Reallöhne spürbar, auch unterstützt durch die 
Einführung des allgemeinen Mindestlohns. Dies hat zusammen mit der überaus günstigen Arbeitsmarktent- 
wicklung zu einer deutlichen Belebung des privaten Konsums beigefragen. Diese Tendenz dürfte sich 
fortsetzen und mindernd auf den Leistungsbilanzüberschuss wirken. Zudem sind, anders als im Länderbericht 
der Europäischen Kommission dargestellt, die staatlichen Bruttoinvestitionen im Jahr 2015 um 4,2 Prozent 
gestiegen und nicht gesunken. Die Investitionsquote des Staates blieb im Jahr 2015 gegenüber dem Vorjahr 
stabil. 

Die deutschen Leistungsbilanzüberschüsse sind insbesondere durch Faktoren begründet, die kurzfristig kaum 
durch wirtschafts- und finanzpolitische Maßnahmen in Deutschland beeinflusst werden können. Nichtsdestot- 
rotz kann die Wirtschaftspolitik auch hier einen Beitrag leisten. Mittelfristig können insbesondere öffentliche 
Investitionen sowie bessere Rahmenbedingungen für private Investitionen zu einer Stärkung des deutschen 
Wachstumspotenzials und gleichzeitig zu einer Senkung des Leistungsbilanzüberschusses beitragen. Die 
Bundesregierung hat bereits wichtige Schritte zur Stärkung der Investitionstätigkeit unternommen und setzt 
ihre Anstrengungen fort (vgl. Kapitel ILA). Dazu gehört auch die erhebliche finanzielle Entlastung der Länder 
und Kommunen, durch die die Bundesregierung zusätzliche Spielräume für öffenfliche Investitionen schafft 
(vgl. Tz 31). 

Übertragungseffekte innerhalb des Euroraums nieht übersehätzen 

20. Die von der Europäischen Kommission beschriebenen Möglichkeiten, durch eine Ausweitung der 
Investitionen in Deutschland zur Überwindung der Wachstumsschwäche in anderen europäischen Ländern 
beizutragen, sollten nicht überschätzt werden. Modellgestützte Simulationen bestätigen zwar, dass die 
Wirtschaft des Euroraums von höheren öffentlichen Investitionen in Deutschland tendenziell profitieren 
dürfte. Die positiven Wachstumseffekte für den Euroraum sind allerdings begrenzt. 

Eigene Untersuchungen zu den Überfragungseffekten („Spillover-Effekte“) höherer öffentlicher Investitionen 
in Deutschland auf die Wirtschaft des Euroraums auf Basis eines internationalen gesamtwirtschaftlichen 
Modells legen nahe, dass die Wirtschaft des Euroraums von der höheren Nachfrage in Deutschland zwar 
sowohl über den direkten Handelskanal als auch über eine steigende preisliche Wettbewerbsfähigkeit gegen- 
über Deutschland profitiert, ln der Summe geht hiervon aber kein wesentlicher Beitrag zur Steigerung der 
Wirtschaftsleistung in anderen Euroländern aus. So würden bei einer Ausweitung der öffentlichen Investitio- 
nen in Deutschland um jeweils ein Prozent des BIP in den Jahren 2015 bis 2018 die Überfragungseffekte 
auf das BIP des restlichen Euroraums im Durchschnitt dieses Zeitraums mit etwa 0,1 Prozent nur leicht 
positiv ausfallen. Zudem dürfte sich die Leistungsbilanz des Euroraums (ohne Deutschland) geringfügig um 
0,1 Prozentpunkfe verbessern. Der deufsche Leisfungsbilanzüberschuss würde um guf einen halben Prozenf- 
punkf zurückgehen. Ähnliche Modellrechnungen der Europäischen Kommission weisen zwar mif 0,25 
Prozenf efwas höhere Überfragungseffekfe auf das BIP des resflichen Euroraums aus. Angesichfs des erhebli- 
chen fiskalischen Impulses, der selbsf die aus Sicht der Europäischen Kommission bestehenden Spielräume 
der deutschen Schuldenregel deutlich übersteigen würde, sind diese Effekte allerdings als recht gering 
einzuschätzen. 
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II. Maßnahmen zur Bewältigung wesentlicher gesamtwirtschaftlicher Herausforderungen 

21. Die Europäische Kommission analysiert in ihrem Länderbericht vom 26. Februar 2016 die nationale 
Wirtschaftspolitik Deutschlands und bewertet auch den Stand der Umsetzung der länderspezifischen Empfeh- 
lungen des Rates der Europäischen Union für Deutschland vom 14. Juli 2015 für den Zeitraum 2015 bis 2016. 
Zudem bewertet sie Deutschland auf Grundlage des Wammechanismus-Berichts 2016 und stellt die Ergebnis- 
se ihrer vertieften Analyse im Rahmen des Verfahrens zur Vermeidung und Korrektur makroökonomischer 
Ungleichgewichte dar. 

22. Die Bundesregierung begrüßt, dass die Europäische Kommission das Europäische Semester im vergan- 
genen Jahr fortentwickelt hat, um die wirtschafts- und finanzpolitische Koordinierung weiter zu verbessern. 
Ein Element der Fortentwicklung ist die stärkere Ausrichtung der Nationalen Reformprogramme auf Politik- 
maßnahmen, die in den Länderberichten angesprochene wirtschaftspolitische Herausforderungen und 
makroökonomische Ungleichgewichte aufgreifen. 

23. Als wesentliche Herausforderungen für die deutsche Wirtschaftspolitik identifiziert die Europäische 
Kommission im Länderbericht 20 1 6 die Steigerung der Investitionstätigkeit, die Erhöhung der Erwerbsbetei- 
ligung sowie die Stärkung des Wettbewerbs insbesondere im Dienstleistungsbereich und auf den Schienen- 
verkehrsmärkten. Im Folgenden berichtet die Bundesregierung über laufende und geplante Maßnahmen, mit 
denen sie diesen Herausforderungen begegnet. Sie stellt in diesem Zusammenhang auch dar, wie sie die 
länderspezifischen Empfehlungen für 2015/2016 (vgl. Kasfen 1) sowie die Selbsfverpflichtung aus dem 
Akfionsprogramm 2015 für den Euro-Plus-Pakf (vgl. Kasfen 3) umsefzf. 


Kasten 1: Länderspezifische Empfehlungen 2015 des Rates der Europäischen Union für Deutsch- 
land 

Der Rat der Europäischen Union empfiehlt, dass Deutschland 2015 und 2016 

1. die öffentlichen Investitionen in Infrastruktur, Bildung und Forschung weiter erhöht; zur Förderung 
privater Investitionen Maßnahmen ergreift, um die Effizienz des Sfeuersysfems zu verbessern, und zu 
diesem Zweck insbesondere die kommunale Gewerbesfeuer und die Unfemehmensbesfeuerung über- 
prüft und die Sfeuerverwalfung modemisierf; die laufende Überprüfung dazu nufzf, die Gesfalfung der 
Finanzbeziehungen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden zu verbessern, insbesondere um angemes- 
sene öffenfliche Investitionen auf allen sfaaflichen Ebenen sicherzusfellen; 

2. mehr Anreize für einen späferen Renfeneintriff sefzf; Maßnahmen ergreift, um die hohen Arbeifsein- 
kommenssfeuem und Sozialversicherungsbeiträge, insbesondere für Geringverdiener, zu verringern, 
und die Wirkung der kalfen Progression angeht; die fiskalische Behandlung von Minijobs überprüft, um 
den Übergang in andere Beschäftigungsformen zu erleichfem; 

3. ehrgeizigere Maßnahmen ergreift, um den Weftbewerb im Diensfleisfungssekfor, insbesondere bei den 
freiberuflichen Diensfleisfungen, zu beleben, indem ungerechfferfigfe Beschränkungen wie Vorgaben 
für die Rechfsform und die Befeiligung am Gesellschaftskapifal sowie fesfe Tarife abgeschafft werden; 
zu diesem Zweck die gegenwärtig im Inland sfaftfindende Überprüfung dieser Hemmnisse zum Ab- 
schluss bringf und Folgemaßnahmen ergreift; die verbleibenden Weftbewerbshemmnisse auf den 
Schienenverkehrsmärkfen, insbesondere im Personenfemverkehr, beseifigf. 


A. Investitionen stärken, Stabilität der öffentlichen Finanzen bewahren 

24. Investitionen sind ein Schlüssel, um Wachstums- und Beschäftigungspotenziale langfristig zu sichern 
und um auch künftig im weltweiten Weftbewerb um die besten Ideen, Produkte und Talente zu bestehen. Das 
gilt umso mehr, je weiter der technologische Wandel voranschreitet und je schwieriger es wird, die Fachkräf- 
tebasis in einer alternden Gesellschaft dauerhaft zu sichern. Von den Investitionen in den kommenden Jahren 
wird auch abhängen, ob es gelingt, eine moderne und leistungsfähige Infrastruktur zu erhalten und die 
Energiewende zum Erfolg zu führen. 

Investitionsstrategie 

25. Die Bundesregierung setzt ihren umfassenden Ansatz zur Stärkung der Investitionen fort und erweitert 
ihn gezielt. Erste Elemente ihrer Investitionsstrategie hat sie im Jahreswirtschaftsbericht vorgestellt. Darin 
greift sie wesentliche Vorschläge der Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ auf 
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und wird diese noch innerhalb dieser Legislaturperiode umsetzen. Es ist Ziel der Bundesregierung, die 
gesamtwirtschaftliche Investitionsquote über den OECD-Durchschnift anzuheben. 

Unter anderem plant und prüft sie folgende Maßnahmen zur nachhaltigen Stärkung der Investitionstätigkeit in 
Deutschland: 

- Weiterentwicklung der Förderung von Investitionen in kommunale Infrastruktur: Um die Wettbewerbsfä- 
higkeit der strukturschwachen Regionen weiter zu stärken, wird die Bundesregierung gemeinsam mit den 
Ländern prüfen, wie die Infrastrukturförderung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) verbessert werden kann. Dabei wird die Bundesregierung auch die 
Anforderungen an das noch zu entwickelnde gesamtdeutsche Fördersystem für strukturschwache Regionen 
ab 2020 beachten. 

- Schaffung eines umfassenden Beratungs- und Unterstützungsangebots bei kommunalen Investitionsvorha- 
ben: Um eine hohe Qualität der kommunalen Infrastruktur zu gewährleisten, müssen die verfügbaren Mit- 
tel für Investitionsprojekte möglichst wirkungsvoll und wirtschaftlich eingesetzt werden. Aufgrund der 
Vielzahl und Vielfalt an kommunalen Bauvorhaben erfordert dies administrative Kompetenzen und Kapa- 
zitäten, die nicht jede Kommune aus eigener Kraft in dem erforderlichen Umfang Vorhalten kann. Es ist 
daher sinnvoll, die notwendigen Kapazitäten und Kompetenzen übergeordnet zu bündeln und für die 
kommunalen Verwaltungen bei Bedarf zugänglich zu machen. Die Bundesregierung wird dazu bis Ende 
des Jahres die bestehende „ÖPP Deutschland AG“ umstrukturieren und strategisch neu ausrichten. Die 
neue Gesellschaft soll der öffentlichen Hand — vor allem auch den Kommunen - ein flächendeckendes 
Beratungsangebot, unabhängig von der gewählten Beschaffungsvariante anbieten. Ziel ist es, durch eine 
Bündelung von Fachkompetenzen die Kommunen bei Bedarf bei der Planung und Durchführung von In- 
vestitionsvorhaben zu unterstützen, um diese so wirtschaftlich wie möglich zu realisieren. 

- Prüfung von Fondsmodellen zur privaten Inffastrukturfinanzierung: Eine private Finanzierung von 
Infrastrukturvorhaben kann aus Sicht der öffentlichen Hand vorteilhaft sein, wenn es dadurch gelingt, die 
Projektrisiken besser zu kontrollieren und Investitionsvorhaben effizienter zu steuern, insbesondere durch 
Bündelung von Vorhaben sowie die Standardisierung von Projektstrukturen und Vertragswerken. Die 
Bundesregierung prüft derzeit, ob und gegebenenfalls welche rechtlichen und institutioneilen Rahmenbe- 
dingungen angepasst werden müssen, um zusätzliche private Infrastrukturfinanzierung zu mobilisieren. 

- Verbesserung der allgemeinen Standortbedingungen für private Investitionen: 90 Prozent der gesamtwirt- 
schaftlichen Investitionen in Deutschland werden privat erbracht. Die Bundesregierung hat deshalb in der 
laufenden Legislaturperiode bereits eine Vielzahl von Maßnahmen zur Schaffung von investitionsffeundli- 
chen Rahmenbedingungen ergriffen und wird weitere Maßnahmen vorantreiben (vgl. Tz 36 und Tz 42). 

- Bessere Rahmenbedingungen für junge Unternehmen und Beteiligungsfinanzierungen: Junge Unterneh- 
men leisten einen wichtigen Beitrag zur Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft. Die Bundesregierung hat im Jahr 20 1 5 Deutschland als international wettbewerbsfähigen Standort 
für Wagniskapitalfinanzierungen weiterentwickelt (vgl. Tz 37 und Tz 47) und wird diese Strategie - wie 
im „Eckpunktepapier Wagniskapital“ angekündigt — fortführen. 

Die Bundesregierung wird im ersten Halbjahr 2016 Beschlüsse zur Konkretisierung ihrer Investitionsstrategie 
fassen. 

Öffentliche Investitionen in Infrastruktur, Bildung und Forschung stärken 

26. Der Rat der Europäischen Union hat in den länderspezifischen Empfehlungen empfohlen, dass Deutsch- 
land im Zeitraum von 2015 bis 2016 die öffentlichen Investitionen in Infrastruktur, Bildung und Forschung 
weiter erhöht. Die Bundesregierung hat in dieser Legislaturperiode weitreichende Beschlüsse gefasst, um die 
öffentlichen Investitionen zu stärken. Der Anteil der Investitionsausgaben im Bundeshaushalt konnte von 8,5 
Prozent im Jahr 2014 auf 9,5 Prozent im vergangenen Jahr erhöht werden (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 1 und 2). Im 
Bundeshaushalt 2016 werden weiterhin klare Prioritäten gesetzt und die Investitionen in Infrastruktur, 
Bildung und Forschung ausgebaut (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 3). Da annähernd zwei Drittel der öffentlichen 
Investitionen in Deutschland von den Ländern und Kommunen getätigt werden, setzt Deutschland auf allen 
Ebenen an (vgl. Tz 31). Trotz neuer Herausforderungen insbesondere in Zusammenhang mit der Bewältigung 
der Flüchtlingsmigration wird an der Umsetzung der geplanten Investitionsvorhaben festgehalten. 
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27. Die Bundesregierung hat im Jahr 2015 die Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur erhöht und wird 
diese weiter verstärken. Im Bundeshaushalt sind für das laufende Jahr 12,3 Milliarden Euro für Verkehrsin- 
vestitionen vorgesehen, die bis zum Jahr 2018 auf rund 13,4 Milliarden Euro steigen sollen. Im Vordergrund 
steht dabei grundsätzlich weiterhin der Erhalt der vorhandenen Verkehrsinffastruktur. Aus- und Neubauvor- 
haben werden auf überregionale Projekte und leistungsstarke Hauptachsen konzentriert, die besonders 
wirtschaftlich und von großer Bedeutung für den Verkehr sind. 

28. Zudem hat die Bundesregierung die rechtlichen Grundlagen dafür geschaffen, dass der notwendige 
Aufbau einer Infrastruktur für das Laden von Elektrofahrzeugen umgesetzt werden kann (vgl. Tz 48). 

29. Darüber hinaus hat die Bundesregierung einen Aktionsplan Großprojekte beschlossen, um Kostenwahr- 
heit, Kostentransparenz, Effizienz und Termintreue bei Großprojekten im Hoch- und Tiefbau zu steigern (vgl. 
Tabelle I lfd. Nr. 4). Darin werden unter anderem die folgenden Handlungsempfehlungen für die Planung und 
Durchführung von Großprojekten formuliert: 

- strikte Anwendung eines modernen Risikomanagements, 

- klare Strukturierung von Prozessen und Verantwortlichkeiten, 

- hohes Maß an Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit, 

- teamorientierte partnerschaftliche Zusammenarbeit, 

- systematischer Einsatz digitaler, modellorientierter Planungsmethoden. 

30. Die Bundesregierung hat sich in ihrer Digitalen Agenda (vgl. Tz 103) das Ziel gesetzt, dass in Deutsch- 
land bis zum Jahr 2018 flächendeckend Breitbandanschlüsse mit Übertragungsraten von mindestens 50 
Megabit pro Sekunde zur Verfügung stehen. Angesichts des schnellen technologischen Fortschritts und der 
insgesamt steigenden Bedarfe kann dies nur ein Zwischenschritt sein. Dabei ist der Ausbau in erster Linie 
Aufgabe der Telekommunikationsuntemehmen. Diese unterstützen im Rahmen der Netzallianz Digitales 
Deutschland aktiv die Erreichung des Breitbandziels der Bundesregierung. Dazu haben die Telekommunikati- 
onsuntemehmen der Netzallianz 2015 acht Milliarden Euro in die Netze investiert und für 2016 Investitionen 
in gleicher Höhe zugesagt. Für die Zukunft muss der Ausbau von Glasfaser konsequent fortgesetzt werden, 
um Intemetzugänge mit Bandbreiten im Bereich Gigabit pro Sekunde zu ermöglichen. Mit der Breitbandför- 
derrichtlinie stellt die Bundesregiemng zur Förderang des Breitbandausbaus insgesamt 2,1 Milliarden Euro 
zur Verfügung, hinzu kommen von den Ländern rund 665 Millionen Euro aus deren Anteil an der Digitalen 
Dividende II (vgl. Tabelle I lfd. Nr. 5). Durch das Förderprogramm wird der Ausbau hochleistungsfähiger 
Breitbandnetze in den Gebieten gefördert, in denen auf mittlere Sicht kein marktgetriebener Ausbau mit einer 
Bandbreite von mindestens 50 Megabit pro Sekunde erfolgen würde. Die Länder haben ergänzend eigene 
Maßnahmen zur Unterstützung des Breitbandausbaus ergriffen, (vgl. Tabelle I lfd. Nr. 6). Die Bundesregie- 
rung hat zudem einen Gesetzentwurf auf den Weg gebracht, der den effizienten Ausbau digitaler Hochge- 
schwindigkeitsnetze erleichtert (vgl. Tabelle I, lfd. Nr. 7). Mit den Maßnahmen beschreitet Deutschland schon 
heute den Weg in die Gigabitgesellschaft. 

31. Der größte Teil der öffentlichen Investitionen wird in Deutschland von den Ländern und Kommunen 
durchgeführt. Deshalb entlastet der Bund die Länder und Kommunen in erheblichem Umfang, damit diese 
ihre zukunftsorientierten Aufgaben nachhaltig finanzieren können. Für die Bereiche Kinderbetreuung, 
Schulen und Hochschulen entlastet der Bund Länder und Kommunen in der laufenden Legislaturperiode um 
insgesamt sechs Milliarden Euro zusätzlich. Er übernimmt insbesondere die vollständige Finanzierung der 
Geldleistungen nach dem Bundesausbildungsförderangsgesetz (BAföG) und entlastet damit die Länder 
dauerhaft um jährlich 1,17 Milliarden Euro. Zudem gewährt die Bundesregierung weitere Leistungen für 
Kinderbetreuung und im Rahmen des Kitaausbaus. Durch den Hochschulpakt trägt der Bund weiterhin dazu 
bei, Studienplatzkapazitäten für bis zu 760.000 zusätzliche Studienanfänger gegenüber dem Stand von 2005 
zu schaffen (vgl. Tabelle I lfd. Nr. 8). Auch die Länder und Kommunen, die den Großteil der öffentlichen 
Bildungsausgaben tätigen, haben ihre Ausgaben kontinuierlich gesteigert (vgl. Tabelle I lfd. Nr. 1 1). 

Für die Forschung sind zusätzliche drei Milliarden Euro vorgesehen. Hiermit werden insbesondere die 
Exzellenzinitiative und der Pakt für Forschung und Innovation finanziert (vgl. Tabelle I lfd. Nr. 9 und 10). 
Den Aufwuchs für die Wissenschaftsorganisationen im Rahmen des Paktes von drei Prozent finanziert der 
Bund in den Jahren 20 1 6 bis 2020 allein. 

Zudem werden den Ländern und Kommunen erhebliche Mittel für Infrastrakturinvestitionen zur Verfügung 
gestellt (vgl. Tabelle I lfd. Nr. 12) . Darüber hinaus unterstützt der Bund die Länder bei der Unterbringung 
und Versorgung von Flüchtlingen und Asylbewerbern für die Jahre 2015 und 2016 mit Mitteln in Höhe von 
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über sechs Milliarden Euro, ln Übersicht 2 werden diese und weitere zusätzliche Entlastungsmaßnahmen 
beschrieben. Gemäß dieser Auswahl ergibt sich für den Zeitraum von 2013 bis einschließlich 2018 eine 
Entlastungswirkung in einer Größenordnung von über 45 Milliarden Euro. 

Übersicht 2: Ausgewählte Maßnahmen des Bundes zur Entlastung der Länder und Kommunen seit 
dem Jahr 2013 


Jahr des 
Inkrafttretens 

Maßnahmen 

Erläuterungen* 

2013 

Aufbauhilfefonds Hochwasser 

Beteiligung des Bundes am Aufbauhilfefonds in Höhe von 
rd. 3 Mrd. Euro 

2013/201S 

Ausbau der Kindertagesbetreuung für unter Dreijährige 

- Investitionskosten: 580,5 Mio. Euro ab 2013 und 

550 Mio. Euro insg. für 2016 bis 2018; 

- Betriebskosten-Hilfe: Aufstockung um 18,75 Mio. Euro 

2013, 37,5 Mio. Euro 2014 und 75 Mio. Euro p.a. ab 2015 
(damit insg. für Betriebskosten: 845 Mio, Euro p.a.) sowie 
zusätzlich 100 Mio. Euro p.a. 2017 und 2018 (damit dann 
jeweils 945 Mio. Euro p.a.). 

2014 

Änderung des Entflechtungsgesetzes 

2,6 Mrd. Euro p.a. 2014 bis 2019; 

Fortführung der Kompensationsleistungen nach Artikel 

143c GG in unveränderter Höhe 


Unterstützung bei Herausforderungen durch Zuzug aus 
EU-Mitgliedstaaten 

200 Mio. Euro unter anderem für Stadtentwicklung, Bera- 
tung, Betreuung, Integration 

201S 

Vollständige Übernahme der BAföG-Leistungen 

1,2 Mrd. Euro p.a. unbefristet 


Reform des Asylbewerberleistungsgesetzes 

31 Mio. Euro 2015 und 43 Mio. Euro p.a. ab 2016 


Gesetz zur weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen 
ab dem Jahr 2015 

1 Mrd. Euro p.a. 2015 bis 2017 (jeweils hälftig über Kosten 
der Unterkunft und Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer) 


Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher 
Kommunen und zur Entlastung von Ländern und Kommu- 
nen bei der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewer- 
bern 

- Finanzhilfen über Kommunalinvestitionsförderungsfonds: 

3,5 Mrd. Euro insg. 2015 bis 2018 

- 1 Mrd. Euro über erhöhten Gemeindeanteil an der 

Umsatzsteuer und 500 Mio. Euro über erhöhte Bundes- 
quote Kosten der Unterkunft im Jahr 2017 

201S/2016 

Entlastung bei der Aufnahme und Unterbringung von Asyl- 
bewerbern: pauschale Hilfe für das Jahr 2015. Ab 2016 
strukturelle, dauerhafte und dynamische Beteiligung des 
Bundes an den gesamtstaatlichen Kosten, die in Abhängig- 
keit von der Zahl der Aufnahme der Asylbewerber und 
Flüchtlinge entstehen. 

- 2 Mrd. Euro 2015 über Erhöhung des USt-Anteils der 

Länder 

- 3 Mrd. Euro Abschlagszahlung für 2016 (Ende 2016 
erfolgt darüber hinaus eine Spitzabrechnung, die für die 
Abschlagszahlung 2017 berücksichtigt wird. Die Zahlun- 
gen für 2017 ff. sind insb. abhängig von der Dauer der 
Asylverfahren und Anzahl der Asylbewerber.) 

■ 0,35 Mrd. Euro p.a. ab 2016 für unbegleitete minder- 
jährige Flüchtlinge 

- 2 Mrd. Euro insg. 2016 bis 2018 Verbesserung der Kinder- 
betreuung 

2016 

Aufstockung der Entflechtungsmittel „Wohnraumförderung“ 
im Rahmen des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes 

500 Mio. Euro p.a. 2016 bis 2019 


Erhöhung der Regionalisierungsmittel 

Erhöhung um 600 Mio. Euro im Jahr 2016 auf 8 Mrd. Euro; 
ab 2017 bis 2031 Dynamisierung um 1,8 Prozent p.a. 


Novellierung des Wohngeldgesetzes mit Anpassung des 
Wohngeldes an die Entwicklung der warmen Wohnkosten 
seit der letzten Anhebung 

ca. 80 Mio. Euro p.a. für Entlastung der Kommunen bei der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende und bei der Hilfe zum 
Lebensunterhalt 

2018 

Entlastung der Kommunen im Rahmen der vorgesehenen 
Verabschiedung des Bundesteilhabegesetzes 

5 Milliarden Euro p.a. ab 2018 


Die Ermittlung der finanziellen Auswirkungen einzelner Maßnahmen erfolgte zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der jeweiligen Maßnahmen. 
Eine Auskunft über die im Nachhinein tatsächlich eingetretenen finanziellen Entlastungen kann nicht gegeben werden. 
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Solide Finanzpolitik schafft Handlungsspielräume 

32. Solide Staatsfinanzen sind eine Grandvoraussetzung für die Wachstums- und investitionsorientierte 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung. Auch im Falle von unerwarteten Einnahmeschwankun- 
gen bietet die grandgesetzliche Schuldenregel die notwendigen Spielräume, um auf unerwartete Einnahme- 
ausfalle nicht mit Investitionsänderangen reagieren zu müssen. Die Stärkung von Investitionen und die 
grundgesetzliche Schuldenregel sind keine Gegensätze. 

33. Im Jahr 2015 hat der deutsche Staatshaushalt einen Finanzierangsüberschuss von 0,7 Prozent des 
Brattoinlandsprodukts erzielt. Trotz der zusätzlichen öffentlichen Ausgaben im Zusammenhang mit der hohen 
Zahl an Flüchtlingen setzt die Bundesregierung ihre generationengerechte Wachstumspolitik fort. Die 
gesamtstaatliche Schuldenstandsquote ging im Jahr 2015 um 3,5 Prozentpunkte auf 71,2 Prozent der Wirt- 
schaftsleistung zurück. Im laufenden Jahr wird die Marke von 70 Prozent unterschritten werden. Damit erfüllt 
die Bundesregierung ein wesentliches Ziel des deutschen Aktionsprogramms für den Euro-Plus-Pakt (vgl. 
Kasten 3). 

Gleichwohl sind auch angesichts der erheblichen, in ihrer Flöhe schwer prognostizierbaren Mehrausgaben für 
die Aufnahme und Unterbringung von Asylsuchenden eine wachsame und vorausschauende Finanzpolitik und 
ein hohes Maß an Ausgabendisziplin notwendig, um die Handlungsfähigkeit des Staates für die Zukunft und 
für den Fall unerwarfefer Ereignisse vollumfänglich zu wahren. 

34. Die Finanzlage der Länder und Kommunen haf sich in den lefzfen Jahren insgesamf positiv entwickelt. 
Daran hat die Unterstützung durch die Bundesregierung mit umfangreichen Entlastungen einen erheblichen 
Anteil (vgl. Tz 3 1 und Übersicht 2). 

35. Neben der Bereitstellung erheblicher Mittel für die Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge 
unterstützt die Bundesregierung die Länder und Kommunen, indem sie die Bundesanstalt für Immobilienauf- 
gaben ermächtigf haf, Ländern und Kommunen Bundesliegenschaften für Zwecke der Flüchtlingsunferbrin- 
gung miefzinsfrei zu überlassen und angemessene Herrichfungskosfen zu ersfatfen. Bereifs seif 2015 ist die 
Bundesanstalt zur verbilligten Abgabe von ehemals militärisch genutzten Liegenschaften an kommunale 
Erwerber ermächtigt. Für Zwecke des sozialen Wohnungsbaus wurde der Bundesanstalt die Möglichkeit 
eingeräumt, weitere Grundstücke verbilligt abzugeben. Die mittelfristige Haushaltsplanung sieht ebenfalls 
substanzielle strukturelle und dynamische Entlastungen vor. Auch damit trägt die Bundesregierung dazu bei, 
dass die ursprünglich geplanten kommunalen Investitionsprojekte trotz der Aufwendungen für die Flüchtlinge 
umgesetzt werden können. 

Zur Förderung privater Investitionen die Effizienz des Steuersystems verbessern 

36. Als wesentlichen Ansatzpunkt zur Förderung privater Investitionen hat der Rat der Europäischen Union 
empfohlen, dass Deutschland Maßnahmen ergreift, um die Effizienz des Steuersystems zu verbessern (vgl. 
Kasten 1). Insbesondere sollten die kommunale Gewerbesteuer und die Untemehmensbesteuerang überprüft 
und die Steuerverwaltung modernisiert werden. Diese Empfehlungen greift auch der Länderbericht auf Bei 
der Bewertung der Komplexität der Untemehmensbesteuerang in Deutschland würdigt dieser allerdings nicht 
hinreichend die Erkenntnisse aus der herangezogenen Studie der Weltbank. Für das dort untersuchte fiktive 
Musterantemehmen liegt der mit der Zahlung von Steuern verbundene Zeitaufwand lediglich bei 84 Stunden 
und damit - anders als von der Europäischen Kommission dargestellt — unter dem EU-Durchschnitt. 

37. Das deutsche Steuerrecht ist insgesamt zeitgemäß und wettbewerbsfähig. Seine kontinuierliche Weiter- 
entwicklung leistet einen wesentlichen Beitrag dazu, dass die starke Wirtschaftskraft Deutschlands weiterhin 
erhalten bleibt. Bei der Weiterentwicklung des Steuerrechts liegt ein Fokus darauf, die Rahmenbedingungen 
für private Investitionen weiter zu verbessern. Um insbesondere für mittelständische Unternehmen Anreize zu 
setzen, ihre Eigenkapitalausstattung zu verbessern, prüft die Bundesregierung zum Beispiel die steuerliche 
Thesaurierangsregelung im Einkommensteuergesetz. Auch soll Deutschland als Standort für Wagniskapitalfi- 
nanzierangen mit Blick auf die steuerlichen Rahmenbedingungen wettbewerbsfähiger werden (vgl. Tz 47). 
Kein Handlungsbedarf besteht hinsichtlich der Besteuerung von Lebensversicherangsverträgen: Für eine 
steuerliche Begünstigung wird nicht danach unterschieden, ob es sich um ein konventionelles oder ein 
fondsgebundenes Produkt handelt. Dies gilt auch für die Riester- Rente. 

38. Die Gewerbesteuer ist die wichtigste originäre Einnahmequelle der Kommunen in Deutschland. Der 
Bund und die Länder werden durch eine Umlage an der Gewerbesteuer beteiligt. Die Gewerbesteuer sichert 
die Finanzierung der kommunalen Aufgaben in Deutschland. Reformen der Gewerbesteuer betreffen den 
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Kern der Bund-Länder-Finanzbeziehungen und können nur im Einvernehmen mit allen Beteiligten erzielt 
werden, ln der laufenden Legislaturperiode sind keine Änderungen der Gewerbesteuer geplant. 

39. Die Länder werden ihre Bemühungen fortsetzen, die Grundsteuer unter Beibehaltung des Hebesatz- 
rechts für die Kommunen zeitnah zu reformieren. Der Bund wird diese Reformbemühungen weiterhin 
unterstützen. 

40. Zu einem effizienten Steuersystem gehört auch, dass sich niemand auf Kosten der Allgemeinheit seiner 
Steuerpflicht entziehen kann. Der Kampf gegen grenzüberschreitende Gewinnverlagerung international 
operierender Unternehmen ist eine zentrale steuerpolitische Aufgabe der laufenden Legislaturperiode. Die 
Bundesregierung tritt daher für eine welfweife Umsefzung der von der OECD im Auftrag der G20 erarbeifefen 
Empfehlungen zur Bekämpfung des schädlichen Sfeuerwettbewerbs und unerwünschten Steuergestaltungen 
(Base Erosion and Profit Shifting, BEPS, vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 13) ein. 

41. Die Digitalisierung eröffnet neue Möglichkeiten, das Besteuerungsverfahren effizienter zu gestalten. 
Gemeinsam mit den Ländern strebt die Bundesregierung an, die Arbeitsabläufe im Rahmen der Steuererhe- 
bung kontinuierlich zu modernisieren. Dazu gehören Ausbau und Weiterentwicklung der IT-Unterstützung, 
eine stärkere Serviceorientierung der Finanz Verwaltung sowie strukturelle Verfahrensanpassungen. Die 
rechtlichen Voraussetzungen hierfür schafft das Gesefz zur Modernisierung des Besfeuerungsverfahrens, das 
zum 1. Januar 2017 in Kraft treten soll. Die vorgesehenen technischen und organisatorischen Maßnahmen 
sollen schrittweise bis 2022 umgesetzt werden (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 14). 

Weitere Maßnahmen znr Stärknng privater Investitionen 

42. Die Bundesregierung hat — über die Steuerpolitik hinaus (vgl. Tz 36 ff.) — umfangreiche Maßnahmen 
zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für private Investitionen angestoßen. 

43. Um die Handlungsspielräume von Unternehmen zu erweitern, treibt die Bundesregierung den Bürokra- 
tieabbau weiter voran. Sie setzt seit 2014 ein eigenes Arbeitsprogramm „Bessere Rechtsetzung“ mit vielen 
Einzelinitiativen für die Wirtschaft, die Verwaltung, aber auch mit Fokussierung auf die Belange der Bürge- 
rinnen und Bürger um. Die größten Entlastungsimpulse für die Wirtschaft im Jahr 2015 gehen dabei vor allem 
von zwei Gesetzen aus: dem Bürokratieentlastungsgesetz mit einem Entlastungsvolumen von rund 700 
Millionen Euro und der Vergaberechtsmodemisierung mit einem Entlastungsvolumen von gut einer Milliarde 
Euro (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 15, 16, 17 und 18). Insgesamt konnte der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft im 
Jahr 2015 im Saldo, d.h. in der Gesamfbetrachtung von Be- und Enflasfungen aller Vorhaben der Bundesre- 
gierung, in diesem Zeitraum um rund 1,4 Milliarden Euro reduziert werden. Der Bürokratiekostenindex (BKl) 
ist im Laufe des vergangenen Jahres erstmalig auf einen Wert unterhalb seiner Ausgangsbasis von 100 im Jahr 
2012 zurückgegangen und lag Ende 2015 bei 99,1. 

44. Die Bundesregierung hat zum 1. Januar 2015 — wie auch im deutschen Aktionsprogramm 2015 für den 
Euro-Plus-Pakt beschlossen (vgl. Kasten 3) — die Bürokratiebremse nach dem „One in, one out-Prinzip“ 
eingeführt. Nach diesem Prinzip sollen Belastungen für die Wirtschaft in gleichem Maße abgebaut werden, 
wie zusätzliche Belastungen durch neue Regelungsvorhaben entstehen (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 19). 

45. Weiterhin hat die Bundesregierung untersucht, wie Behördenkontakte von Unternehmen sowie von 
Bürgerinnen und Bürgern wahrgenommen werden. Die Ergebnisse dieser Befragung, die das Statistische 
Bundesamt durchgeführt hat, geben darüber Auskunft, wie zufrieden die Befragten in ausgewählten Situatio- 
nen sind, zum Beispiel wie hilfsbereit eine Behörde erscheint oder ob ausreichende Informationen über 
Verfahrensschritte vorliegen. Ein Aspekt ist auch die Erfahrung mit digitalen Behördendiensten. Die Verbrei- 
tung von online zugänglichen Behördendiensten ist ebenso zentraler Schwerpunkt bei der weiteren Umset- 
zung des Regierungsprogramms „Digitale Verwaltung 2020“. Die Ergebnisse der Befragung des Statistischen 
Bundesamtes sind zudem ein wichtiger Impuls für ein zweites Programm für Bessere Rechtsetzung in der 
aktuellen Legislaturperiode, das derzeit abgestimmt wird. Ziel ist es, die Verständlichkeit des Rechts weiter zu 
verbessern, den weiteren Aufbau des E-Govemments voranzutreiben und weitere Entlastungen für die 
Unternehmen zu erreichen. 

46. Damit Untemehmensgründungen auch grenzüberschreitend möglichst einfach und digital durchgeführt 
werden können, stehen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union Einheitliche Ansprechpartner zur 
Verfügung. Sie bieten einen gebündelten Zugang zu Informationen und Verfahren, die für die Aufnahme und 
Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit erforderlich sind. Mit dem Projekt „Einheitlicher Ansprechpartner 
2.0“ soll das Angebot künftig weiter verbessert, nutzerfreundlicher gestaltet und möglichst durchgängig 
digitalisiert werden (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 20). 
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47. Um den Zugang zu Wagniskapital für innovative Gründungen zu erleichtern, hat die Bundesregierung 
im September 2015 Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Wagniskapital und Start-ups 
in Deutschland beschlossen (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 21, 22, 23, 24, 25, 26 und 27). So sollen im laufenden Jahr 
insbesondere das INVEST-Zuschussprogramm ausgebaut und der Kreis der Antragsteller auf Fondsinvestoren 
ausgeweitet werden. Zudem sollen im Rahmen des Programms die Steuer auf Veräußerungsgewinne sowie 
Verluste anteilig erstattet werden. Insgesamt stehen öffentliche Mittel in Höhe von rund zwei Milliarden Euro 
für neue Wagniskapitalinvestitionen zur Verfügung. 

48. Die Weiterentwicklung der Elektromobilität ist ein wichtiger Faktor sowohl für das Erreichen der 
Klimaschutzziele als auch für die Zukunft der deutschen Automobilindustrie. Als Grundlage dafür, dass 
Deutschland seine Position als Leitanbieter und Leitmarkt für Elektromobilität halten und ausbauen kann, 
entwickelt die Bundesregierung unter Beteiligung der Automobilindustrie einen Handlungsrahmen für die 
weitere Förderung der Elektromobilität . 

Für die Verbreitung von Elektrofahrzeugen hat der Aufbau der erforderlichen Ladeinffastruktur entscheidende 
Bedeutung, fm Zuge der Umsetzung der EU-Richtlinie „Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe“ 
erarbeitet die Bundesregierung einen Nationalen Strategierahmen zum Aufbau einer flächendeckenden 
Ladeinfrastruktur für Elektromobilität. Anfang 2016 ist die Verordnung über technische Mindestanforderun- 
gen an den Aufbau und den Betrieb von öffentlich zugänglichen Ladepunkten für Elektromobile in Kraft 
getreten (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 28). Auf dieser Basis kann eine bedarfsgerechte Infrastruktur für das Laden 
von Elektrofahrzeugen aufgebaut werden. Unter Moderation der Bundesregierung entwickelt die Industrie ein 
gemeinsames, anbieterübergreifendes Verfahren für das Laden und die Abrechnung des getankten Stroms für 
Elektrofahrzeuge. Schon jetzt werden auf Initiative und mit finanzieller Unterstützung des Bundes Rastanla- 
gen an den Bundesautobahnen mit Schnellladesäulen für Elektrofahrzeuge ausgerüstet. 

Die Energiewende investitionsfreundlieh gestalten, Kosteneffizienz steigern 

49. Die Energiewende ist eines der zentralen Projekte der Bundesregierung. Ziel ist eine umweltverträgliche 
und bezahlbare Energieversorgung unter Sicherstellung von Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungssicher- 
heit. Die Energiewende ermöglicht nicht nur den Ausstieg aus der Stromerzeugung aus Kernenergie bis zum 
Jahr 2022, sondern hilft auch, Deutschlands Klimaschutzziele zu erreichen. Der effiziente und sparsame 
Umgang mit Energie und der weitere Ausbau der emeuerbaren Energien sind die beiden grundlegenden 
Strategien, mit denen sie vorangetrieben werden soll. Damit die Energiewende in Deutschland zu einem 
ökologischen und ökonomischen Erfolg wird, sind erhebliche Investitionen notwendig. Dazu müssen die 
Akteure Planungs- und Investitionssicherheit haben, die Handlungsfelder der Energiewende enger verzahnt 
werden sowie die Maßnahmen kosteneffizient und so ausgestaltet sein, dass sie gesellschaftlich akzeptiert 
werden. 

50. Das 2014 reformierte Emeuerbare-Energien-Gesetz (EEG) hat die Förderung emeuerbarer Energien auf 
eine zukunftsfähige Basis gestellt: Der Ausbau erfolgt planvoller und kostengünstiger als in der Vergangen- 
heit. Ab 20 1 7 sollen die Fördersätze grundsätzlich im Rahmen von Ausschreibungen bestimmt werden (vgl. 
Tabelle f lfd. Nr. 29). Die spezifischen Ausschreibungsmodelle für die einzelnen Emeuerbare-Energien- 
Technologien sollen mit einer weiteren Novellierung des EEG in diesem Jahr festgelegt werden. Durch die 
Ausschreibungen will die Bundesregierung für mehr Wettbewerb sorgen und gewährleisten, dass die kosten- 
günstigsten Projekte der jeweiligen Technologie realisiert werden. Das neue Fördersystem soll eine breite 
Akteursvielfalt gewährleisten und dafür sorgen, dass der Ausbaukorridor für emeuerbare Energien eingehalten 
wird. Dabei behält die Bundesregierung auch die Kosten des Gesamtsystems im Blick. Um zukünftig auch 
Betreiber von neuen Anlagen in anderen europäischen Ländern an den Ausschreibungen zu beteiligen, sollen 
die Pilotausschreibungen für Photovoltaik-Flächenanlagen 2016 auch für Strom aus anderen EU- 
Mitgliedstaaten geöffnet werden (vgl. Tabelle f lfd. Nr. 30). Basierend auf den Erfahrungen aus dem Pilot- 
konzept soll die anteilige Öffnung ab 2017 auch für andere Technologien umgesetzt werden. 

51. Um Versorgungssicherheit auch bei weiter ansteigenden Anteilen emeuerbaren Stroms zu garantieren, 
entwickelt die Bundesregierung den Strommarkt mit dem Strommarktgesetz weiter (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 3 1). 
Der Gesetzentwurf setzt auf einen konsequent marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen sowie verlässlichere 
Rahmenbedingungen, auf die Investoren vertrauen können. Es soll die bestehenden Marktmechanismen 
stärken, Flexibilitätsoptionen aktivieren und die europäische Integration des Strommarktes verbessern, ln 
nicht vorhersehbaren Ausnahmesituationen soll eine Kapazitätsreserve die Stromversorgung sichern (vgl. 
Tabelle 1 lfd. Nr. 32). 
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52. Die Bundesregierung hat die Weichen für einen schnelleren und in der Bevölkerung stärker akzeptierten 
Netzausbau gestellt. Für neue sogenannte Stromautobahnen (Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragungs- 
leitungen — HGÜ-Leitungen) gilt seit dem 31. Dezember 2015 ein Vorrang der Erdverkabelung in der 
Bundesfachplanung. Dort, wo Menschen wohnen, sind Gleichstrom-Freileitungen unzulässig, ln anderen 
Gebieten sind Freileitungen nur noch in bestimmten Ausnahmefällen möglich. Für neue Drehstrom- 
Übertragungsleitungen, bei denen der Einsatz von Erdkabeln technisch schwieriger ist, wurden die Kriterien 
und die Anzahl der Pilotvorhaben für eine abschnittsweise Erdverkabelung erweitert (vgl. Tabelle 1 lfd. 
Nr. 33). 

53. Die Umsetzung des neu geschaffenen Erdkabelvorrangs für HGÜ-Leitungen erfordert zwar zunächst 
eine Überarbeitung der Planung dieser Stromleitungen. Da Erdkabel im Gegensatz zu Freileitungen in der 
Bevölkerung jedoch auf ein größeres Maß an Akzeptanz stoßen dürften, ist eine insgesamt schnellere Reali- 
sierung der Vorhaben zu erwarten. Durch einen schnelleren Netzausbau werden Netzengpässe in Deutschland 
und an den Grenzen zu den Nachbarstaaten reduziert und die Kosten für das Netzengpassmanagement 
gesenkt. Etwaige Mehrkosten durch Erdkabel erscheinen vor diesem Hintergrund gerechtfertigt. 

54. Ferner wurden die Bedarfspläne nach dem Bundesbedarfsplangesetz und dem Energieleitungsausbauge- 
setz, die auch grenzüberschreitende Interkonnektorprojekte betreffen, auf Basis des Netzentwicklungsplans 
(NEP) 2024 angepasst. Sie legen die energiewirtschaftlich notwendigen Leitungsprojekte sowie ihre verbind- 
lichen Anfangs- und Endpunkte fest. Der konkrete Leitungsverlauf wird erst in späteren Verfahren in öffentli- 
chen Konsultationen erörtert und dann festgelegt, fm Herbst 2016 sollen der NEP 2025 und der Offshore- 
Netzentwicklungsplan 2025 bestätigt werden. Die sich zeitlich oft überlappenden NEP-Prozesse werden nach 
einer zum 1. Januar 2016 in Kraft getretenen Gesetzesänderung künftig alle zwei Jahre statt wie bisher 
jährlich starten. In den Zwischenjahren erstellen die Übertragungsnetzbetreiber Berichte über den Umset- 
zungstand der Maßnahmen. 

55. In den kommenden Jahren sind auch verstärkt Investitionen in die Verteilnetze notwendig. Mit der 
Novellierung der Anreizregulierungsverordnung, die für 2016 angestrebt ist, soll der Regulierungsrahmen des 
Netzausbaus investitionsfreundlicher werden (vgl. Tabelle f lfd. Nr. 34). Mit dem Gesetz zur Digitalisierung 
der Energiewende sollen die rechtlichen Grundlagen für eine breite Anwendung digitaler Innovationen im 
Energiebereich geschaffen werden (vgl. Tabelle f lfd. Nr. 35). 

56. Um die Ziele der Energiewende zu erreichen, sind neben verstärkten Investitionen in die Energieinfra- 
struktur umfangreiche Investitionen in die Steigerung der Energieeffizienz erforderlich. Die Bundesregierung 
hat mit dem Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE) zahlreiche Maßnahmen auf den Weg gebracht, 
um die Energieeffizienz zu stärken und die Klimaschutzziele zu erreichen (vgl. Tz 111). Zur Finanzierung von 
Maßnahmen eines zusätzlichen Energieeffizienzpakets sollen die Mittel im Energie- und Klimafonds um 
insgesamt bis zu 5,8 Milliarden Euro bis zum Jahr 2020 aufgestockt werden (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 36). 

Bund-Länder-Finanzbeziehungen neu ordnen 

57. Der Rat der Europäischen Union hat mit den länderspezifischen Empfehlungen empfohlen, dass 
Deutschland die laufende Überprüfüng dazu nutzt, um die Gestaltung der Finanzbeziehungen zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden zu verbessern. Insbesondere gelte es, angemessene öffentliche Investitionen auf allen 
staatlichen Ebenen sicherzustellen (vgl. Kasten 1). 

58. Mit Ablauf des Jahres 2019 treten die Regelungen zum bundesstaatlichen Finanzausgleich — das 
Maßstäbegesetz und das Finanzausgleichsgesetz - außer Kraft. Hiermit laufen auch die Regelungen zur 
Verteilung der Solidarpakt 11-Mittel aus. Dies macht es erforderlich, die Bund-Länder-Finanzbeziehungen 
insgesamt neu zu ordnen. Die Verhandlungen darüber sind noch nicht abgeschlossen. Ziel der Bundesregie- 
rung ist es, gemeinsam mit den Ländern noch in dieser Legislaturperiode zu einem Ergebnis zu kommen, das 
den Interessen des Bundes und der Länder gerecht wird. Bei der Neuordnung der föderalen Finanzbeziehun- 
gen sollen neben den vertikalen Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern auch die horizontalen 
Finanzbeziehungen unter den Ländern modernisiert werden. Wie bereits ausgeführt (vgl. Tz 31), entlastet die 
Bundesregierung die Länder und Kommunen, damit diese ihren Aufgaben in den Bereichen Kinderbetreuung, 
Schulen und Hochschulen, Zuwanderung und Infrastruktur besser nachkommen können. 
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B. Erwerbsbeteiligung erhöhen, Flüchtlinge bestmöglich integrieren 

59. ln Deutschland gingen im vergangenen Jahr mehr Menschen einer Erwerbsarbeit nach als jemals zuvor 
in der Geschichte der Bundesrepublik. Der hohe Beschäftigungsstand trägt maßgeblich zum materiellen 
Wohlstand in Deutschland bei und ist zugleich Grundlage für ein hohes Maß an sozialem Ausgleich. Der 
demografische Wandel und auch die aktuelle Zuwanderungsdynamik stellen jedoch alle staatlichen Ebenen 
vor große Herausforderungen. Zur Sicherung der Fachkräftebasis und zur Stärkung des sozialen Zusammen- 
halts gilt es, die positive Entwicklung der Beschäftigtenzahlen durch die weitere Steigerung der Erwerbsbetei- 
ligung und eine zügige Integration der Zugewanderten zu unterstützen. Angesichts des Anstiegs der 
Flüchtlingsbewegungen im vergangenen Jahr setzt sich die Bundesregierung darüber hinaus intensiv für eine 
geordnete und kontrollierte Flüchtlingszuwanderung sowie für eine spürbare und nachhaltige Reduzierung der 
Flüchtlingszahlen ein. Da die Flüchtlingssituation ganz Europa betrifft, müssen alle europäischen Staaten ihrer 
Verantwortung gerecht werden. 

60. Mit durchschnittlich mehr als 43 Millionen Erwerbstätigen im vergangenen Jahr hält der Trend zu mehr 
Beschäftigung in Deutschland weiter an. Verglichen mit dem Jahr 2005 ist die Zahl der Erwerbstätigen um 3,7 
Millionen Personen angewachsen. Auch die Erwerbstätigenquote der 20 bis 64-Jährigen erreichte im Jahr 
2014 mit 77,7 Prozent gegenüber 69,4 Prozent im Jahr 2005 ein neues Rekordhoch. Insgesamt zählt Deutsch- 
land mit Schweden nunmehr zu den Ländern mit dem höchsten Anteil an Erwerbstätigen in der EU. Noch 
dynamischer als die Erwerbstätigkeit entwickelt sich derzeit die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. 
Im Juni 2015 ist diese gegenüber dem Vorjahresmonat um 2 Prozent gestiegen.^ Die realen Bruttolöhne und - 
gehälter je Arbeitnehmer verzeichneten im vergangenen Jahr mit über 2,5 Prozent — auch aufgrund des 
Mindestlohns — den höchsten Zuwachs seit mehr als zwei Jahrzehnten. Vor dem Hintergrund der ausgeprägten 
Preisstabilität gehen damit spürbare reale Lohnzuwächse einher. 

Gemäß der verfassungsrechtlich verankerten Tarifautonomie ist die Lohnfindung Aufgabe der Tarifpartner. 
Sie müssen unter Abwägung der wettbewerblichen Lage der Unternehmen und der Interessen der Arbeitneh- 
mer Löhne aushandeln, die den spezifischen Situationen in den einzelnen Sektoren Rechnung tragen. Durch- 
schnittsgrößen auf gesamtwirtschaftlichem oder internationalem Niveau können dabei Anhaltspunkte geben, 
sind jedoch keine hinreichende Grundlage für konkrete Lohnabschlüsse. Die auf Basis von Durchschnittsgrö- 
ßen sowie auf Basis eines willkürlich gewählten Referenzjahres abgeleiteten weitreichenden Schlussfolgerun- 
gen der Europäischen Kommission für die Lohnpolitik scheinen daher aus Sicht der Bundesregierung nicht 
ausreichend fundiert und könnten darüber hinaus als Versuch der Einflussnahme auf die Tarifaufonomie 
versfanden werden. 


^ Der Bestand an sozialversicherungspflichtig Beschäftigten wird auf der Basis der Meldungen zur Sozialversicherung monatlich mit 
einer Wartezeit von sechs Monaten ermittelt. Aufgrund der Abgabeffisten und des Meldeflusses sind stabile statistische Ergebnisse 
aus der Beschäftigtenstatistik erst nach dieser Wartezeit zu erzielen. Der Wert des Monats Juni stellt einen guten Indikator für den 
Jahresdurchschnitt dar und wird daher als Jahreswert verwendet. 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 19- 


Drucksache 18/8116 


Schaubild 1: Entwicklung der Erwerbstätigenquoten in Deutschland und der EU 


Prozent 
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Deutschland: 

20 bis 64 Jahre insgesamt 
■■■■■ 20 bis 64 Jahre Frauen 
" " 55 bis 64 Jahre insgesamt 


EU: 

20 bis 64 Jahre insgesamt 

20 bis 64 Jahre Frauen 

" ■ 55 bis 64 Jahre insgesamt 


Quelle: Eurostat. 


Erwerbsbeteiligung weiter erhöben, Anreize für einen späteren Renteneintritt setzen 

61. Die positive Entwicklung der Erwerbsbeteiligung zeigt sich in besonderem Maße bei älteren Erwerbs- 
personen. Die Erwerbstätigenquote der Altersgruppe der 55 bis 64-Jährigen ist von 45,5 Prozent im Jahr 2005 
auf 65,6 Prozent im Jahr 2014 gestiegen. Damit liegt der Anteil rund 14 Prozentpunkte über dem europäischen 
Durchschnitt. Diese Entwicklung verdeutlicht, dass in Deutschland wirksame Anreize für einen späteren 
Rentenzugang bestehen und sich vor dem Hintergrund des demografischen Wandels immer mehr Betriebe 
darum bemühen, ältere Arbeitnehmer länger zu beschäftigen. Die Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 
Jahre und die Anhebung der Altersgrenzen bei den vorgezogenen Altersrenten zeigen Wirkung. Sie tragen 
dazu bei, die Arbeits- und Fachkräftebasis zu sichern und die Stabilität der Rentenversicherung zu wahren. 
Ebenfalls günstig ist die Entwicklung der Frauenerwerbstätigkeit. Mit 73,1 Prozent lag die Erwerbstätigen- 
quote der Frauen 2014 zehn Prozentpunkte über dem Niveau des Jahres 2005 und knapp zehn Prozentpunkte 
über dem aktuellen Durchschnittswert der EU (vgl. Schaubild 1). 

Die gegenwärtige Beschäftigungslage darf jedoch nicht darüber hinweg täuschen, dass die Alterung der 
Bevölkerung in den kommenden Jahrzehnten aller Voraussicht nach zu einem Rückgang des Erwerbsperso- 
nenpotenzials und zu einem Anstieg des Altersquotienten führen wird. Die Wirtschaftspolitik der Bundesre- 
gierung zielt deshalb weiterhin auch auf eine Stärkung der Erwerbsbeteiligung. 

62. Eine hohe Erwerbsbeteiligung älterer Erwerbspersonen liegt sowohl im Interesse der Unternehmen, die 
auf erfahrene Fachkräfte angewiesen sind, als auch im Interesse der älteren Beschäftigten selbst, die ihr 
Wissen und ihre Erfahrungen einbring en möchten. Im November 2015 hat eine Arbeitsgruppe der Regie- 
rungsfraktionen Optionen für einen flexibleren Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand vorgestellt. 
Ziel der Vorschläge ist es, längeres Arbeiten attraktiver zu machen und den Wechsel in den Ruhestand 
flexibel, selbstbestimmt und den individuellen Lebensentwürfen der Menschen entsprechender zu gestalten. 
Dazu gehört, das Weiterarbeiten bis zur Regelaltersgrenze und auch über diese hinaus flexibler zu gestalfen. 
Durch eine bessere Kombinierbarkeif von Arbeifseinkommen und Renteneinkünften sollen die Beschäfti- 
gungsanreize gestärkt werden. Die Bundesregierung unterstützt diese Initiative (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 37). 
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Voraussetzung für einen späteren Renteneintritt ist eine gute körperliche und geistige Verfassung. Mit dem 
Präventionsgesetz soll die Prävention und Gesundheitsförderung in den Betrieben gestärkt und das Zusam- 
menwirken von betrieblicher Gesundheitsförderung und Arbeitsschutz verbessert werden (vgl. Tabelle I lfd. 
Nr. 38). Mit ihren Aktivitäten zur Steigerung der Erwerbsbeteiligung älterer Menschen trägt die Bundesregie- 
rung auch zur Umsetzung der zweiten länderspezifischen Empfehlung bei (vgl. Kasten 1). 

63. Zur Sicherung der Fachkräftebasis in Deutschland ergreifen die Bundesregierung und die Länder eine 
Reihe weiterer Maßnahmen. Unter anderem zielen diese darauf ab, die Erwerbsbeteiligung von Frauen, 
Alleinerziehenden oder Menschen mit Behinderung zu steigern, die Zuwanderung ausländischer Fachkräfte zu 
erleichtern sowie die Aus- und Weiterbildung zu fördern (vgl. Tz 83). Auch die Bekämpfung der Langzeitar- 
beitslosigkeit stellt weiterhin einen Schwerpunkt der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik der Bundesregierung 
und der Länder dar, da die Beteiligung am Erwerbsleben der Schlüssel sowohl für die ökonomische als auch 
die soziale Integration ist (vgl. Tz 0). 

Flüchtlinge bestmöglich in den Arbeitsmarkt integrieren 

64. Die Bundesregierung und die Länder setzen sich daher insbesondere für eine zügige Integration bereits 
zugewanderter Flüchtlinge mit guter Bleibeperspektive in den Arbeitsmarkt ein. Diese ist entscheidend für die 
Lebensqualität der zugewanderten Menschen und trägt auch maßgeblich zum sozialen Frieden bei. Darüber 
hinaus kann eine gelingende Arbeitsmarktintegration mittelfristig dazu beizutragen, der zu erwartenden 
demografisch bedingten Arbeitskräfteverknappung entgegen zu wirken. Derzeit werden weitere Integrations- 
maßnahmen innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. 

65. Diejenigen Asylsuchenden, die eine gute Bleibeperspektive haben, sollen zügiger in den Arbeitsmarkt 
integriert werden als dies bislang der Fall war. Dazu hat die Bundesregierung Maßnahmen in drei Handlungs- 
feldem ergriffen (vgl. auch Kasten 2): 

• Rechtliche Voraussetzungen: Die lange Dauer der Asylverfahren und die damit verbundene unsichere 
Bleibeperspektive führen nicht nur zu erheblichen Kosten, indem eine potenzielle Arbeitsaufnahme ver- 
zögert wird, sondern schmälern zudem die Motivation der Betroffenen. Daher hat die Bundesregierung 
ein Bündel von Maßnahmen eingeleitet, um die Dauer der Verfahren zu verkürzen und Flüchtlingen mit 
guter Bleibeperspektive einen zügigeren Arbeitsmarktzugang zu gewähren. Gleichzeitig wurden mehrere 
rechtliche Hürden im Zusammenhang mit der Berufsausbildung von Flüchtlingen abgebaut (vgl. Tabelle 
1 lfd. Nr. 39). 

• Spracherwerb: Der Erwerb der deutschen Sprache ist eine Grundvoraussetzung, um auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Deshalb öffnet die Bundesregierung für Asylbewerber mit guter Bleibeper- 
spektive und bestimmte Geduldete die Integrationskurse des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) und stellt dafür mehr Mittel bereit. Außerdem sollen mittelfristig die Integrationskurse besser 
mit der berufsbezogenen Sprachförderung vernetzt werden, die zusätzlich zum ESF-BAMF-Programm 
ab Mitte 2016 aus Bundesmifteln finanziert und ausgeweitet werden (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 40). Darüber 
hinaus gibt es weitere Maßnahmen der Bundesregierung und der Länder zur Förderung des Erwerb der 
deutschen Sprache durch Flüchtlinge, unter anderem durch ausbildungsorientierten Sprachunterricht und 
berufsfeldorientierte Sprachförderung (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 41). Flüchtlingen, die keinen Schul- oder 
Berufsabschluss haben, soll schnellstmöglich der nachträgliche Erwerb ermöglicht werden. Kammern, 
Bildungswerke von Wirtschaft und Gewerkschaften sowie Unternehmen unterstützen diese Bemühun- 
gen, insbesondere auch durch das Angebot von Untemehmensbesuchen und Praxistagen (vgl. Tabelle 1 
lfd. Nr. 42). 

• Ausbildung und aktive Arbeitsmarktpolitik: Da viele Flüchtlinge keine den Anforderungen des deutschen 
Arbeitsmarktes voll entsprechende Ausbildung nachweisen können und da über die Hälfte der Asylbe- 
werber jünger als 25 Jahre sind, kommt der Feststellung der vorhandenen Potenziale und Fähigkeiten 
sowie der Qualifikation und Ausbildung eine zentrale Bedeutung zu. Die Bundesregierung unterstützt die 
Länder und die Bundesagentur für Arbeit im Bereich der Berufsorientierung und der Begleitung hin zu 
einem Ausbildungsplatz. Neben den Maßnahmen zum Spracherwerb und zur Qualifikation sieht die 
Bundesregierung in Kooperation mit der Bundesagentur für Arbeit und Verbänden zahlreiche Program- 
me im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik vor (vgl. lfd. Tabelle 1 Nr. 43, 44, 45, 46, 47, 48, 49, 50 
und 51). Die Partner der Allianz für Aus- und Weiterbildung haben sich auf Maßnahmen zur Integration 
geflüchteter Menschen mit Bleibeperspektive in Ausbildung und die Arbeitswelt geeinigt (vgl. Tabelle 1 
lfd. Nr. 52). Und auch die Länder haben eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, um Asylbewerber und 
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Flüchtlinge möglichst schnell in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu integrieren. Sie engagieren sich 
für die Vermittlung interkultureller Kompetenzen durch integrationsfördemden Unterricht und für den 
Erwerb formaler Schulabschlüsse durch jugendliche Flüchtlinge, für deren berufliche Orientierung und 
Ausbildungsvorbereitung sowie für die Begleitung im Übergang von der schulischen Ausbildungsvorbe- 
reitung zur beruflichen Ausbildung (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 53). 


Kasten 2: Maßnahmen der Bundesregierung zur Arbeitsmarktintegration von Flüehtlingen 

Die Bundesregierung hat den Zugang von Asylbewerbern und Geduldeten zu Ausbildung und Arbeit 

erheblich erleichtert und daneben zahlreiche weitere Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration von Flücht- 
lingen getroffen, unter anderem: 

• • Verkürzung der Warte ffist auf einheitlich drei Monate ; 

• • Entfallen der Vorrangprüfung und Aufhebung des Zeitarbeitsverbots nach drei Monaten für Asylbe- 
werber und Geduldete, die hochqualifiziert oder für einen Engpassberuf beruflich qualifiziert sind o- 
der über einen deutschen bzw. einen diesem gleichgestellten qualifizierten Berufsabschluss verfügen, 
sowie nach 1 5 Monaten für alle übrigen Asylbewerber und Geduldeten; 

• • Mehr Rechtssicherheit im Rahmen der Berufsausbildung durch eine jährlich verlängerbare Duldung 
für Geduldete bis zum Alter von 2 1 Jahren, damit diese eine begonnene Ausbildung beenden können; 
ausgenommen hiervon sind junge Geduldete aus einem sicheren Herkunftsstaat; 

• • Besserer Zugang von Asylbewerbern und Geduldeten in Praktika und Einstiegsqualifizierungen; 

• »Weitere Öffnung von ausbildungsbegleitenden Hilfen, Berufsausbildungsbeihilfe und assistierter 
Ausbildung; 

• • Zügige und kompetente Bearbeitung der Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse in Zusam- 
menarbeit mit den Ländern; 

• • Frühzeitige Leistungen der aktiven Arbeitsförderung; 

• • Unterstützung von Unternehmen bei der Integration von Flüchtlingen in Ausbildung und Arbeit; 

• Öffnung der Integrationskurse für Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive und bestimmte Gedulde- 
te. 


Steuer- und Abgabenlast insbesondere für Geringverdiener senken, Wirkungen der kalten Progression 
angehen 

66. Die Bundesregierung hat im Juli 2015 für Bürgerinnen und Bürger steuerliche Entlastungen mit einem 
Volumen von über fünf Milliarden Euro pro Jahr auf den Weg gebracht. Entsprechend den Ergebnissen des 
10. Existenzminimumberichts hat sie Erhöhungen des Grundffeibetrags und des Kinderfreibetrags für die 
Jahre 2015 und 2016 beschlossen. Hinzu kommen Erhöhungen des Kindergeldes, des Entlastungsbefrags für 
Alleinerziehende und des Kinderzuschlags für Geringverdiener (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 54). Von der Erhöhung 
des Grundfreibetrags profitieren insbesondere auch Geringverdiener. 

Mit dem Gesetz zur Anhebung des Grundfreibefrags, des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des 
Kinderzuschlags hat die Bundesregierung zugleich auch Effekte der kalten Progression abgebaut. Hierzu 
wurden mit Wirkung ab dem 1. Januar 2016 die Tarifeckwerte um die kumulierte Inflationsrate der Jahre 
2014 und 2015 erhöht. Die Effekte der kalten Progression werden dem Bundestag alle zwei Jahre in Form 
eines Steuerprogressionsberichts erläutert; dieser wurde im vergangenen Jahr erstmals vorgelegt. Die steuerli- 
chen Maßnahmen leisten einen wichtigen Beitrag zur Stärkung der Arbeitsanreize und zur Umsetzung der 
zweiten länderspezifischen Empfehlung. 

67. Die Sozialversicherungen profitieren von dem weiterhin positiven Trend am Arbeitsmarkt. Trotz einer 
Ausweitung der Leistungen, insbesondere im Bereich der Pflege, können die Beitragssätze insgesamt weitge- 
hend stabil gehalten werden. Der Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversicherung konnte auch aufgrund 
der günstigen Beschäftigungsentwicklung in den vergangenen Jahren von 1 9,9 Prozent im Jahr 20 1 1 schritt- 
weise um insgesamt 1,2 Prozentpunkte auf 18,7 Prozent im Jahre 2015 gesenkt werden. Er bleibt in dieser 
Höhe auch im Jahr 20 1 6 stabil. 
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Auch die gesetzliche Krankenversicherung und die soziale Pflegeversicherung profitieren in Form von 
zusätzlichen Beitragseinnahmen vom hohen Beschäftigungsstand. Der paritätisch finanzierte Beitragssatz zur 
gesetzlichen Krankenversicherung bleibt in diesem Jahr unverändert bei 14,6 Prozent. Der Beitragssatz zur 
sozialen Pflegeversicherung wurde 2015 um 0,3 Punkte angehoben, um zusätzliche Leistungen zu finanzieren. 
Für beide Sozialversicherungszweige kann für 2016 von denselben allgemeinen Beitragssäfzen ausgegangen 
werden wie im Jahr 2015. Durch die zum 1. Januar 2015 eingeführfen einkommensabhängigen, kassenindivi- 
duellen Zusafzbeifräge wurde der Weffbewerb zwischen den Krankenkassen versfärkf. Im vergangenen Jahr 
lagen die Zusafzbeifräge je nach Kasse zwischen null und 1,3 Prozentpunkfen und im (geschäfzfen) Durch- 
schnift bei 0,9 Prozenfpunkten. Für das laufende Jahr geht die Bundesregierung von einen durchschnittlichen 
Zusatzbeitragssatz von 1,1 Prozent aus. Vor dem Hintergrund erheblicher Leistungsausweitungen im Bereich 
der medizinischen Versorgung kann diese Entwicklung als vergleichsweise moderat eingestuft werden. 

Der Sozialversicherungsbeitragssatz ist auch insgesamt in den vergangenen Jahren stabil geblieben (vgl. 
Schaubild 2). Angesichts des demografischen Wandels und des medizinisch-fechnischen Forfschrifts könnfen 
sich jedoch künftig höhere Beitragssätze ergeben. Eine ausführliche Diskussion der Effekte der demografi- 
schen Alterung und der Risiken für die langfristige Entwicklung der öffentlichen Finanzen in Deutschland 
findet sich im „Vierten Bericht zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen“ des Bundesministeriums der 
Finanzen, der am 17. Februar 2016 im Bundeskabinett vorgestellt wurde. Dieser geht auch auf Handlungs- 
möglichkeiten ein, durch die die langfristige Finanzierbarkeit der sozialen Sicherungssysteme erreicht werden 
kann. 

Den Sozialversicherungsbeiträgen stehen in Deutschland entsprechende, zum Teil beitragsäquivalente 
Leistungen der sozialen Sicherungssysteme gegenüber. Die Einnahmen- und Ausgabenseite müssen daher — 
auch mit Blick auf das Sicherungsniveau - gemeinsam betrachtet werden. Bei Überlegungen zur Senkung der 
Steuer- und Abgabenlast müsste darüber hinaus darauf geachtet werden, Fehlanreize zu vermeiden, die eine 
Zunahme geringfügig entlohnter Arbeitsverhältnisse begünstigen würden. 

Schaubild 2: Jahresdurchschnittliche, paritätisch finanzierte Beitragssätze zur Sozialversicherung in 
Prozent des beitragspflichtigen Bruttoarbeitsentgelts 
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' ohne den ab 01.01.200S erhobenen Beitragszuschlag für Kinderlose in Höhe von 0.2S v. H. 

^ Allgemeiner Beitragssatz (paritätisch finanziert, ohne den mitgUederbezogenen Sonderbeitrag von 0.9 v. H. vom 01.07.2005 bis 31.12.2014) 


Quelle; Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Stand: Januar 2016. 


Fiskalische Behandlung von Minijobs überprüfen 

68. ln den lefzfen fünf Jahren haben Minijobs gegenüber sozialversicherungspflichfigen Beschäftigungs- 
verhältnissen an Bedeufung verloren. Zwischen Juni 2010 und Juni 2015 haf die Zahl sozialversicherungs- 
pflichtiger Beschäftigungsverhältnisse in Deutschland um 10,0 Prozent zugenommen, die Zahl der Minijobs 
lediglich um 3,9 Prozent. Bei den ausschließlich geringfügig enflohnfen Beschäftigungen, d.h. Minijobs ohne 
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Zweit- bzw. Hauptbeschäftigung, ist in diesem Zeitraum sogar ein Rückgang um 3,5 Prozent zu verzeichnen. 
Zu diesen Entwicklungen hat in den vergangenen Monaten auch der gesetzliche Mindestlohn beigetragen, der 
in zahlreichen Fällen neben den deutlichen Lohnzuwächsen bei den niedrigsten Einkommen auch zu einer 
Umwandlung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
geführt hat. 

Um den Übergang von den für Arbeitnehmer abgabenfreien Minijobs in reguläre sozialversicherungspflichti- 
ge Beschäftigung zu erleichtern, wurden mit den Arbeitsmarktreformen im vergangenen Jahrzehnt die 
Midijobs eingeführt. Im Midijob-Einkommensbereich von derzeit 450 bis 850 Euro steigen die Sozialversi- 
cherungsbeitragssätze sukzessive an, bis ab einem Verdienst von 850 Euro der reguläre Beitragssatz anfällt. 
Die Belastung durch Steuern — die beim Minijob aufgrund einer niedrigen Pauschsteuer regelmäßig sehr 
gering ist — hängt bei den Midijobs von den persönlichen Umständen und der vor diesem Hintergrund 
gewählten Steuerklasse ab. Es ergeben sich daher insgesamt individuell unterschiedliche Belastungen der 
Arbeitnehmer beim Übergang in die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. 

69. Bei Wahl des lohnsteuerlichen Faktorverfahren werden bei jedem Ehegaften/Lebens-partner die 
steuerentlastenden Vorschriften beim eigenen Lohnsteuerabzug berücksichtigt. Hierdurch werden die von der 
Europäischen Kommission in ihrem Länderbericht dargestellten Wirkungen des Ehegaftensplittings auf die 
Arbeitsanreize von Zweitverdienem ausgeglichen und steuerliche Hemmnisse für eine Ausweifung des 
Arbeifsangebofs - auch von geringfügig Beschäftigfen - werden reduzierf. Im Rahmen des Bürokrafieenflas- 
fungsgesefzes haf die Bundesregierung im Jahr 2015 Vereinfachungen des Fakforverfahrens vorgenommen, 
die dazu beifragen werden, dass dieses künftig sfärker in Anspruch genommen wird. Ziel der Bundesregierung 
isf es, die Arbeifsanreize für Zweitverdiener und damit ihre Erwerbsbeteiligung weiter zu erhöhen. Die Länder 
sind zudem aufgefordert, das Faktorverfahren in Steuerklasse IV durch geeignete Maßnahmen der Steuerver- 
waltungen bekannter zu machen. 

70. ln der Vermiftlungspraxis der Arbeitsverwaltung rückt die Vermittlung aus Minijobs in die sozialversi- 
cherungspflichtige Beschäftigung zunehmend in den Fokus. Die Agenturen für Arbeif und die Jobcenfer 
können einen wichtigen Beifrag leisfen, um geringfügige in sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsver- 
hältnisse umzuwandeln bzw. direkt in sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu vermitteln. 
Dazu hat die Bundesagentur für Arbeit in lokalen Projekten erprobt, wie sie erwerbsfähige Leisfungsberech- 
figfe beim Übergang von geringfügiger in sozialversicherungspflichfige Beschäftigung unfersfüfzen kann. Die 
Erfahrungen daraus sfehen den Agenfuren für Arbeif und den Jobcenfem zur Verfügung. 

Dabei isf zu beachfen, dass dieser Übergang von geringfügiger in sozialversicherungspflichfige Beschäftigung 
nur für einen Teil der Minijobber von Inferesse sein dürfte. Ein wesenflicher Teil der ausschließlich geringfü- 
gig Beschäftigfen kann oder will aufgrund sonstiger Verpflichtungen ihre Arbeitszeiten nicht über den 
Umfang einer geringfügigen Beschäftigung ausweifen. Dies gilf insbesondere für Schülerinnen und Schüler, 
Sfudierende sowie Renfnerinnen und Renfner. 

C. Wettbewerb stärken 

71. Funktionierender Wettbewerb ist die Basis einer Marktwirtschaft und ein zentrales Element der 
Wirtschaftsordnung in Deutschland. Die Bundesregierung setzt sich für eine Sfärkung des Weftbewerbs ein. 
So wird sie das Gesefz gegen Weftbewerbsbeschränkungen (GWB) zeifgemäß ausgesfalfen und hierzu im 
Frühjahr dieses Jahres einen Enfwurf für eine 9. Novelle vorlegen, der unfer anderem die Besonderheiten 
digitaler Märkte insbesondere im Bereich der Fusionskontrolle stärker berücksichtigen wird (vgl. Tabelle 1 
lfd. Nr. 55). 

Öffentliche Auftragsvergabe modernisieren 

72. Die Bundesregierung hat außerdem das Recht zur Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 
umfassend modernisiert. Im Rahmen der Umsetzung der drei neuen EU-Vergaberichtlinien werden die 
gesetzlichen Grundlagen des Vergaberechts im GWB und auf Verordnungsebene neu ausgestaltet (vgl. 
Tabelle 1 lfd. Nr. 15, 16, 17 und 18). Ziel ist ein einfaches und anwenderffeundliches Vergaberecht, das im 
Rahmen der europarechtlichen Grenzen mehr Flexibilität bei der Vergabe öffentlicher Aufträge bietet, und so 
den Wettbewerb stärkt. Weiterhin wird die Kommunikation im Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge 
zukünftig vollständig digitalisiert. 
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Im Länderbericht 2016 kritisiert die Europäische Kommission, der Markt für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge in Deutschland sei seit jeher der am stärksten abgeschottete in Europa. Aus Sicht der Bundesregie- 
rung ist diese Kritik sachlich nicht gerechtfertigt. Richtig ist, dass der Anteil der EU-weiten Veröffentlichung 
von Aufträgen aufgrund unterschiedlicher Staatsorganisation der europäischen Mitgliedstaaten nicht ver- 
gleichbar ist. In Deutschland überwiegt durch den föderalen Staatsaufbau die dezentrale Beschaffung mit 
einem hohen Anteil von Auftragsvergaben, die den EU-Schwellenwert nicht erreichen. Noch fehlen aber 
belastbare Daten, um diesen Anteil genau zu beziffern. Mit der Einführung der bundesweiten Vergabestatistik 
schafft die Bundesregierung eine valide Datengrundlage zur Zahl der Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen in Deutschland (vgl. Tabelle I lfd. Nr. 1 8). 

Wettbewerb im Dienstleistungssektor weiter beleben 

73. Auch im Dienstleistungsbereich setzt sich die Bundesregierung dafür ein, den Wettbewerb zu stärken 
und Liberalisierungspotentiale für mehr Wachstum und Beschäftigung zu nutzen. Hierbei greift Deutschland 
auch Vorschläge der Europäischen Kommission und die länderspezifischen Empfehlungen des Rates der 
Europäischen Union auf. 

74. Bestehende Regulierungen zielen darauf ab, z. B. die Qualität einer Dienstleistung oder Ausbildungs- 
plätze zu sichern, Verbraucherschutz zu gewährleisten, sozialen oder gesundheitspolitischen Zwecken zu 
dienen oder die Unabhängigkeit der Berufsausübung zu wahren. Im Rahmen der Transparenzinitiative zu 
reglementierten Berufen hat die Bundesregierung unter Einbeziehung der Länder — soweit deren Zuständig- 
keiten betroffen sind - geprüft, ob die geltenden Regulierungen diese Zwecke erfüllen oder andere Maßnah- 
men diese besser oder wirtschaftlicher erreichen könnten. Am 18. Januar 2016 hat sie ihren Aktionsplan an 
die Europäische Kommission übermittelt, in dem sie Überlegungen zur Modifizierung beruflicher Reglemen- 
tierungen darlegt. Für eine Reihe von Berufen sind Lockerungen des Berufsausübungsrechts geplant. Dies 
betrifft vor allem die wirtschaftsnahen Berufe der Rechts- und Patentanwälte, der Steuerberater sowie der 
Wirtschaftsprüfer. In der Steuerberatervergütungsverordnung werden beispielsweise noch im Laufe des Jahres 
2016 die festen Mindesthonorare abgeschafft. Für registrierte EU-Abschlussprüfungsgesellschaften wird der 
Markt der Abschluss- und sonstigen Wirtschaftsprüfung geöffnet und Rechtsformen anderer Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union werden zugelassen. Das Verbot, Tierarztpraxen in der Rechtsform von juristischen 
Personen zu betreiben, haben mittlerweile alle Länder abgeschafft. Andere Reformansätze betreffen zum 
Beispiel die Weiterbildungsordnungen der Arzte und Fachärzte sowie die Zusammenführung der bisherigen 
drei - nach Alfersgruppen gefrennt geregelfen - Ausbildungen in der Alfenpflege, der Gesundheifs- und 
Krankenpflege sowie der Gesundheifs- und Kinderkrankenpflege zu einer neuen generalisfischen Pflegeaus- 
bildung mif einem einheiflichen Berufsabschluss. Die genannfen Maßnahmen zeigen deuflich, dass die 
Bundesregierung die Überprüfung der beruflichen Reglementierungen emsf nimm! und sich für eine Moderni- 
sierung und Anpassung von ungeeigneten oder unverhältnismäßigen Reglementierungen einsetzt. Die 
Bundesregierung prüft darüber hinaus weitere Schritte, um die Regeln für die Berufsausübung zu lockern, 
ohne die Qualität der Dienstleistungen zu beeinträchtigen. (Vgl. Tabelle I lfd. Nr. 56) 

75. Dabei berücksichtigt die Bundesregierung auch, dass die Europäische Kommission am 18. Juni 2015 ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland wegen der Festlegung verbindlicher Mindesthonorare durch 
die Steuerberatervergütungsverordnung (StBVV) und durch die Honorarordnung für Architekten und Ingeni- 
eure (HO AI) eingeleitet hat. Die Bundesregierung hat der Europäischen Kommission im September 2015 eine 
Stellungnahme übersandt, auf die die Europäische Kommission am 25. Februar 2016 mit einer Begründeten 
Stellungnahme - der zweiten Stufe eines Vertragsverletzungsverfahrens — geantwortet hat. Aufgrund der 
verbindlichen Zusage der Bundesregierung, die festen Mindesthonorare der Steuerberatervergütungsverord- 
nung abzuschaffen und Honorarvereinbarungen zuzulassen (vgl. Tz 74), ist die Steuerberatervergütungsver- 
ordnung nicht mehr Gegenstand des Vertragsverletzungsverfahrens. Deutschland hat nun zwei Monate Zeit, 
um auf die Begründete Stellungnahme der Kommission zu reagieren. 

Insgesamt sollte es aus Sicht der Bundesregierung weiterhin möglich sein, gerechtfertigte und verhältnismäßi- 
ge Regulierungen zu erhalten. Mögliche positive Wirkungen eines Abbaus von Regulierungen müssen gegen 
deren Bedeutung für Qualitätssicherung und Verbraucherschutz abgewogen werden. 


Anders als im Länderbericht der Europäischen Kommission dargestellt, ist die Abschaffung der verbindlichen Vergütungssätze noch 
nicht erfolgt. Das Gesetzgebungsverfahren wurde jedoch bereits eingeleitet. 
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Markteintritte im Einzelhandel 

76. Aus Sicht der Bundesregierung liegen im Bereich des Einzelhandels keine unangemessenen Beschrän- 
kungen für den Marktzugang vor. Dies bestätigen auch Sozialpartner und Verbände. Die deutschen raumpla- 
nerischen und städtebaulichen Regelungen, die die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben steuern, 
entsprechen dem europäischem Recht (vgl. NRP 2015 Tz 109). Aus einer Vergleichsstudie im Auftrag der 
Europäischen Kommission zu Regulierungen im Einzelhandel geht hervor, dass die prozeduralen Hürden in 
Deutschland im europäischen Durchschnitt liegen. Die Kritik der Europäischen Kommission in ihrem 
Länderbericht, wonach der Einzelhandel in Deutschland durch eine überstrenge Regulierung geprägt sei, ist 
vor diesem Hintergrund nicht nachvollziehbar. 

Die Bundesregierung hat im April 2015 die „Dialogplattform Einzelhandel“ gestartet (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 
57). Ziel der Plattform ist, Lösungswege zur Bewältigung des tief greifenden Strukturwandels im Einzelhan- 
del zu erarbeiten, der insbesondere durch fortschreitende Digitalisierung, neue technologische Entwicklungen, 
zunehmenden Onlinehandel, demografischen Wandel und verändertes Verbraucherverhalten geprägt ist. 
Darüber hinaus werden im Rahmen der Dialogplattform Diskussionen mit Unternehmen, Verbänden, Kam- 
mern, Kommunen, Gewerkschaften und der Wissenschaft auch über die Genehmigungsregularien für die 
Ansiedlung von Einzelhandel geführf. 

Wettbewerbshindernisse im Sehienenverkehr beseitigen 

77. Die Wettbewerbssituation im Schienenverkehrsmarkt hat sich in Deutschland weiter verbessert. Der 
Anteil der Wettbewerber der Deutsche Bahn AG am Gesamtumsatz der Eisenbahnverkehrsuntemehmen in 
Deutschland ist in den vergangenen Jahren stetig gestiegen und lag im Jahr 2014 bei 19 Prozent. Im Schie- 
nenpersonennahverkehr erreichte der Marktanteil der Wettbewerbsbahnen im Jahr 2015 bezogen auf die 
Betriebsleistung 29,3 Prozent. Dies entspricht einer Zunahme von 2,2 Prozentpunkten gegenüber 2014. Auch 
im Schienengüterverkehr hat sich die Wettbewerbssituation erheblich verbessert. Die Marktanteile der 
Wettbewerber an der Verkehrsleistung im Schienengüterverkehr sind von rund 5 Prozent im Jahr 2002 auf 
33,6 Prozent im Jahr 2014 gestiegen. Im Schienenpersonenfemverkehr hingegen betrug der Marktanteil der 
DB AG weiterhin mehr als 99 Prozent. Wettbewerbsdruck besteht in diesem Segment jedoch durch die starke 
Konkurrenz durch die Fembusse seit der Liberalisierung des inländischen Fembuslinienverkehrs im Jahr 
2013. Vor diesem Hintergrund erscheint die im Länderbericht geübte Kritik der Europäischen Kommission, 
der Wettbewerb im Schienensektor habe kaum zugenommen, nicht begründet. 

78. Der Koalitionsvertrag sieht eine weitere Stärkung des Wettbewerbs auf der Schiene durch eine Eisen- 
bahnregulierung mit Augenmaß vor. Am 13. Januar 2016 hat das Bundeskabinett den Entwurf für das Gesetz 
zur Stärkung des Wettbewerbs im Eisenbahnbereich beschlossen, welches als Kernstück das Eisenbahnregu- 
lierungsgesetz beinhaltet (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 58). Ziel des Eisenbahnregulierungsgesetzes ist es, den 
Wettbewerb und die Effizienz im Eisenbahnsektor weiter zu verbessern. Mit dem Gesetz wird die EU- 
Richtlinie 2012/34/EU zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums umgesetzt. Die 
zusammenfassende Bewertung der Europäischen Kommission, die Bundesregierung habe keine Schritte 
unternommen, um die Wettbewerbshemmnisse auf den Schienenverkehrsmärkten zu beseitigen, ist daher aus 
Sicht der Bundesregierung nicht nachvollziehbar. Wesentliche Elemente des Gesetzes sind: 

• Genehmigung der Trassenentgelte: Bevor die Betreiber der Schienenwege Entgelte für die Nutzung der 
Bahntrassen erheben können, müssen diese künftig von der Bundesnetzagentur genehmigt werden. Das 
gibt den Eisenbahnverkehrsuntemehmen Rechts- und Planungssicherheit für eine gesamte Regulierungs- 
periode. 

• Einführung einer Anreizregulierung: Den Betreibern der Schienennetze werden Anreize zur Senkung der 
Infrastrukturkosten und der Trassenentgelte gegeben. 

• Stärkung der Bundesnetzagentur: Bei der Bundesnetzagentur werden Beschlusskammem für den Eisen- 
bahnbereich eingesetzt. Die Bundesnetzagentur genehmigt künftig die Trassenentgelte und überwacht die 
Einhaltung der Vorschriften über die Struktur der Eisenbahnuntemehmen sowie über die Unabhängigkeit 
der Inffastrukturbereiche innerhalb der Unternehmen. 

Die EU-Richtlinie 2012/34/EU soll in Systematik und Wortlaut grundsätzlich eins zu eins umgesetzt werden. 
Ergänzungen dienen der Sicherstellung der Vollziehbarkeit in Deutschland sowie der Berücksichtigung 
nationaler Besonderheiten. 
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Kasten 3: Umsetzung des deutsehen Aktionsprogramms 2015 für den Euro-Plus-Pakt 

Der im März 20 1 1 beschlossene Euro-Plus-Pakt sieht vor, dass sich die Staats- und Regierungschefs 
jährlich selbst zu konkreten Zielen und Maßnahmen — Aktionsprogrammen - verpflichten. Die Aktionspro- 
gramme sollen dazu beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen, die Beschäftigung zu steigern, die 
langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu verbessern und die Finanzstabilität zu stärken. Die 
Wahl der konkreten Ziele und Maßnahmen innerhalb dieser Kembereiche bleibt in nationaler Verantwor- 
tung. 

Die Bundesregierung hat am 25. März 2015 das deutsche Aktionsprogramm 2015 beschlossen. Es umfasst 
sechs Verpflichtungen, die alle Zielbereiche des Euro-Plus-Pakts abdecken. 

Ein wesentlicher Schwerpunkt des vorliegenden deutschen Nationalen Reformprogramms 20 1 6 liegt — dem 
Wunsch der Europäischen Kommission entsprechend - in der Darstellung neuer Maßnahmen, mit denen 
die Bundesregierung den wesentlichen gesamtwirtschaftlichen Herausforderungen begegnet. Aufgrund 
dieser Neuausrichtung des gesamten Berichtes beschließt die Bundesregierung mit dem NRP 2016 kein 
neues Aktionsprogramm für den Euro-Plus-Pakt. 

Das Aktionsprogramm 2015 wurde wie folgt umgesetzt: 

1. Deutschland setzt seinen wachstumsorientierten Konsolidierungskurs fort. Die gesamtstaatliche 
Schuldenstandsquote soll bereits 2016, und damit ein Jahr früher als ursprünglich geplant, auf unter 
70 Prozent des Bruttoinlandsprodukts gesenkt werden. 

Das Ziel der Bundesregierung, die Schuldenstandsquote auf weniger als 70 Prozent des Bruftoinlandspro- 
dukts zu verringern, wird wie in der Selbstverpflichtung angestrebt bereits Ende 2016 erreicht (vgl. Tz 33). 

2. Die Bundesregierung erhöht im Bundeshaushalt ihre Ausgaben für öjfentliche Investitionen, auch um 
die Voraussetzungen für private Investitionen zu verbessern. Als Bestandteil eines fünf Milliarden Euro- 
Investitionspakets für diese Legislaturperiode investiert sie 2015 insgesamt 1 Milliarde Euro zusätzlich 
für den Erhalt und Ausbau einer leistungsfähigen Verkehrsinfrastruktur. Dabei entfallen 300 Millionen 
Euro auf den Bereich Schiene, 600 Millionen Euro auf den Bereich Straße und 100 Millionen Euro auf 
den Bereich Wasserstraße. Von 2016 bis 2018 wird die Bundesregierung im Bundeshaushalt gegenüber 
der Finanzplanung vom Juli 2014 zusätzliche Mittel in Höhe von insgesamt zehn Milliarden Euro für 
Investitionen, insbesondere für öjfentliche Infrastruktur und Energieejfizienz bereitstellen. Darüber 
hinaus wird sie ein Kommunales Investitionsprogramm mit einem Volumen von 3,5 Milliarden Euro 
auflegen. Die erneute Stärkung der Investitionsausgaben erfolgt ohne Neuverschuldung. 

Die Bundesregierung hat die Selbstverpflichtung umgesetzt und darüber hinaus weitere Beschlüsse gefasst, 
um die öffentlichen Investitionen zu stärken, vgl. Abschnitt llA. Der Anteil der Investitionsausgaben im 
Bundeshaushalt ist von 8,5 Prozent im Jahr 2014 auf 9,5 Prozent im Jahr 2015 gestiegen. Diese Erhöhung 
der öffentlichen Investitionstätigkeit konnte ohne Neuverschuldung finanziert werden. 

3. Die Bundesregierung wird dieses Jahr im Rahmen des Nationalen Aktionsplans Energieejfizienz u.a. 
das Instrument wettbewerblicher Ausschreibungen für Energieejfizienzmaßnahmen einführen. Auf diese 
Weise werden Ejfizienzpotenziale bei Unternehmen, Energiedienstleistern, Stadtwerken und anderen 
Akteuren bestmöglich gehoben. Im Wettbewerb um staatliche Fördermittel sollen sich diejenigen Pro- 
jekte durchsetzen, die Energieeinsparungen am wirtschaftlichsten erreichen. Wettbewerbliche Aus- 
schreibungen sind dabei grundsätzlich akteur-, sektor- und technologieojfen. 

Die Verpflichtung wurde umgesetzt, ln diesem Jahr sollen die ersten wettbewerblichen Ausschreibungen 
staftfinden (vgl. Abschnitt lllC). 

4. Die Bundesregierung wird den Anteil des Bundes aus der im 2. Quartal 2015 stattfindenden Frequenz- 
vergabe im 700-MHz-Bereich vollständig für ein eigenes Förderprogramm verwenden, um den Breit- 
bandausbau in bisher unterversorgten ländlichen Regionen gezielt zu unterstützen. 

Die Bundesregierung hat die Selbstverpflichtung erfüllt. Infolge der Umstellung des terrestrischen Fernse- 
hens vom DVB-T auf den DVBT-2-Standard sind die dadurch zukünftig nicht mehr genutzten Frequenzen 
(sogenannte „Digitale Dividende 11“) für mobile Datenkommunikation vergeben worden. Im Rahmen der 
Versteigerung dieser und weiterer Frequenzen wurden Mitte 2015 Erlöse in Höhe von rund 5 Milliarden 
Euro erzielt, von denen rund 1,3 Milliarden Euro auf die Frequenzen der „Digitalen Dividende 11“ entfielen. 
Zur Umsetzung der Richtlinie „Förderung zur Unterstützung des Breitbandausbaus in der Bundesrepublik 
Deutschland“ stellt die Bundesregierung insgesamt 2,7 Milliarden Euro zur Verfügung. Darin sind der 
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Versteigerungserlös der „Digitalen Dividende 11“ sowie zusätzliche Haushaltsmittel in Höhe von 1,4 

Milliarden Euro enthalten (vgl. Tz 30). 

5. Die Bundesregierung setzt neue Impulse beim Bürokratieabbau, insbesondere für kleine und mittlere 
Unternehmen. Sie wird spätestens zum 1. Juli 2015 das Prinzip des „ One in, one out“ einführen. Damit 
sollen künftig in gleichem Maße Belastungen abgebaut werden, wie durch neue Regelungsvorhaben 
zusätzliche Belastungen entstehen. Ziel ist es, den Anstieg von Belastungen dauerhaft zu begrenzen, 
ohne politisch gewollte Vorhaben zu behindern. 

Neben weiteren Maßnahmen zum Abbau von Bürokratie hat die Bundesregierung zum 1. Januar 2015 die 

Bürokratiebremse nach dem „One in, one out“- Prinzip eingeführt (vgl. Tz 44). 

6. Deutschland wird noch in diesem Jahr mit dem Kleinanlegerschutzgesetz Regelungslücken auf dem sog. 
Grauen Kapitalmarkt schließen. Ziel ist es, die Transparenz von Finanzprodukten und Vermögensanla- 
gen weiter zu erhöhen, so dass Anleger künftig vollständige und aktuelle Informationen über ihre Inves- 
tition erhalten und die Seriosität und Erfolgsaussichten von Anlagen besser einschätzen können. 
Flankierend soll das Aufsichtsinstrumentarium erweitert werden. 

Die Bundesregierung hat die Selbstverpflichtung umgesetzt. Das Kleinanlegerschutzgesetz ist am 

10.07.2015 in Kraft getreten. 
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III. Europa 2020-Kernziele: Erzielte Fortschritte und Maßnahmen 

79. Deutschland bekennt sich zu den fünf Kemzielen der Europa 2020-Strategie für intelligentes, nachhalti- 
ges und integratives Wachstum in Europa. Übersicht 3 gibt einen Überblick über den Stand der Erreichung 
der ambitionierten zusätzlichen quantitativen Ziele, die sich Bund und Länder im Rahmen der Europa 2020- 
Strategie gesetzt haben. 

80. Einzelne quantitative Indikatoren können naturgemäß nur einen partiellen Einblick in Fortschritte in 
einem Politikbereich gewähren. Für eine Gesamtbetrachtung eines Politikbereichs müsste demgegenüber eine 
Vielzahl quantitativer und insbesondere auch qualitativer Faktoren berücksichtigt werden. Der hier vorgelegte 
Bericht über den Stand bei den quantitativen Zielen hat daher nicht den Anspruch, die Entwicklung in 
einzelnen Politikfeldem erschöpfend darzustellen. Er gibt jedoch wichtige Ffinweise über die Entwicklung 
von Schlüsselindikatoren in diesen Politikfeldem. 

8 1 . Die Bundesregierang hält eine klare Fokussierung auf nachhaltiges Wachstum und Beschäftigung auch 
über den Zeithorizont der Europa 2020-Strategie hinaus für sinnvoll und notwendig. Sie begrüßt daher das 
Vorhaben der Europäischen Kommission, noch in diesem Jahr ein neues Konzept vorzulegen, das Wirt- 
schaftswachstum und soziale und ökologische Nachhaltigkeit auch langfristig sichern soll. Die Nachhaltig- 
keitsthemen im Sinne der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung sollten dabei künftig stärker 
Berücksichtigung finden. Deutschland soll zu einer der effizientesten und umweltschonendsten Volkswirt- 
schaften weltweit werden. Um die Ziele der Europa 2020-Strategie zu erreichen und die Ressourceneffizienz 
zu steigern, spielen auch die Nachhaltigkeitspolitiken und -Strategien der Länder eine wichtige Rolle. Die 
quantitativen Beiträge der Länder zu den Europa 2020-Zielen werden in der Regel in den Nachhaltigkeitsbe- 
richten der Länder dargestellt. Die Bundesregierung begrüßt auch die Ausrichtung der reformierten EU- 
Kohäsionspolitik auf die Europa 2020-Strategie, die damit auf europäischer Ebene zum zentralen Investitions- 
Instrument zur Verwirklichung der Europa 2020-Ziele wird. 



Übersicht 3: Quantitative Ziele im Rahmen Atr Europa 2Ö2Ö-Strategie und Stand der Zielerreichung 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-29- 


Drucksache 18/8116 



Im Länderbericht der Europäischen Kommission wird der Anteil der FuE-Ausgaben im Jahr 2014 fälschlicherweise auf 2,8 Prozent des BIP beziffert. 

Hinsichtlich des indikativen nationalen Energieeffizienzziels nach Artikel 3 der Richtlinie 20 1 2/27/EU wird auf die Mitteilung an die Europäische Kommission vom 1 1 . Juni 2013 
verwiesen. 
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A. Beschäftigung fördern 

82. Der deutsche Arbeitsmarkt ist in guter Verfassung (vgl. Tz 60). Alle nationalen Beschäftigungsziele der 
Europa 2020-Strategie werden derzeit erreicht (vgl. Übersicht 3). Trotz dieser Erfolge darf nicht in Verges- 
senheit geraten, dass der demografische Wandel in den kommenden Jahrzehnten aller Voraussicht nach zu 
einem Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials und des Anteils der Erwerbstätigen an der Gesamtbevölke- 
rung fuhren wird. Die Sicherung der Fachkräftebasis ist daher ein Schwerpunkt der Politik der Bundesregie- 
rung (vgl. Tz 63). Einen weiteren Schwerpunkt stellen Maßnahmen zu einer fairen Gestaltung des 
Arbeitsmarkts dar, die dafür sorgen, dass alle Arbeitnehmer von der guten Entwicklung des Arbeitsmarkts 
profitieren können. 

Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf stärken, qualifizierte Zuwanderung ermögliehen, Aus- 
und Weiterbildung vorantreiben 

83. Das Fachkräftekonzept der Bundesregierung und ihre im vergangenen Jahr weiterentwickelte Demogra- 
fiestrategie bündeln eine Reihe von Maßnahmen, um den Auswirkungen des demografischen Wandels auf die 
Wirtschaft entgegen zu wirken und die Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu erhalten. Auch die 
Länder haben länderspezifische Fachkräftestrategien entwickelt, um den demografischen und strukturellen 
Herausforderungen zu begegnen (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 1). 

84. Neben den in Tz 61 ff. genannten Maßnahmen zur Erhöhung der Erwerbsbeteiligung besteht ein 
wichtiger Ansatzpunkt zur Fachkräftesicherung in der Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Die Einführung des Eltemgeldes sowie der Ausbau der Kindertagesbetreuung haben bereits erfolgreich zu 
einer positiven Entwicklung der Erwerbstätigkeit von Frauen beigetragen. Diesen Trend hat die Bundesregie- 
rung mit der Einführung des Eltemgelds Plus gestärkt, das einen früheren Wiedereinstieg beider Eltemteile in 
das Berufsleben nach der Geburt eines Kindes unterstützt. Mit dem Eltemgeld Plus können Eltern, die nach 
der Geburt eines Kindes Teilzeit arbeiten möchten, länger Eltemgeld erhalten und so ihr Eltemgeldbudget 
besser nutzen. Diese Erweitemng verbessert insbesondere auch die Vereinbarkeit von Selbständigkeit und 
Familie (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 2 und Strategische Sozialberichterstattung 2016, Kapitel 3.2). Mit dem ESF- 
Programm „Perspektive Wiedereinstieg,, unterstützt die Bundesregierung Frauen und Männer dabei, nach 
einer familienbedingten Erwerbsunterbrechung ins Bemfsleben zurückzukehren. Ein Schwerpunkt liegt dabei 
auf der Stärkung sozialversichemngspfiichtiger anstelle von geringfügiger Beschäftigung (vgl. Tabelle 11 lfd. 
Nr. 3 und Tz 68 ff). 

85. Mit dem Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrags, des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des 
Kinderzuschlags wurde auch der steuerliche Entlastungsbetrag für Alleinerziehende mit Wirkung zum 1. 
Januar 2015 um 600 Euro auf 1.908 Euro pro Jahr erhöht und zudem um zusätzliche 240 Euro für jedes 
weitere Kind gestaffelt. Mit dieser Verbesserung werden Alleinerziehende gezielt unterstützt, und ihre 
Erwerbstätigkeit wird gefördert (vgl. Tz 66). 

Auch eine qualitativ hochwertige, bedarfsorientierte Kinderbetreuung leistet einen wichtigen Beitrag zu einer 
besseren Vereinbarkeit von Familie und Bemf. Zugleich kann sie die Bildungschancen und Teilhabemöglich- 
keiten von Kindern erhöhen. Die Bundesregierung unterstützt deshalb Länder und Kommunen bei den 
laufenden Betriebsausgaben der Kindertagesbetreuung mit 845 Millionen Euro jährlich ab 2015, in den Jahren 
2017 sowie 2018 nochmals zusätzlich mit je 100 Millionen Euro. Die Bundesregiemng nutzt darüber hinaus 
die finanziellen Spielräume im Bundeshaushalt, die durch den Wegfall des Betreuungsgeldes bis 2018 
entstehen, um Länder und Kommunen bei Maßnahmen zur Verbessemng der Kinderbetreuung zusätzlich zu 
unterstützen (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 4 und Strategische Sozialberichterstattung 2016, Kapitel 3.2). 

Mit dem Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Bemf sind zum 1. Januar 2015 wesentli- 
che Änderungen für eine bessere Vereinbarkeit von Pflege und Beruf im Pfiegezeitgesetz, im Familienpfiege- 
zeitgesetz sowie im 11. Buch Sozialgesetzbuch in Kraft getreten. Insbesondere der neu eingeführte 
Rechtsanspruch auf Familienpflegezeit, ermöglicht es, die Erwerbstätigkeit bis zu 24 Monate lang für die 
häusliche Pflege naher Angehöriger zu reduzieren. Dies kann dazu beitragen, dass Personen, die Pfiegearbeit 
übernehmen, ihre Berufstätigkeit nicht aufgeben müssen. Auch für den Wissenserhalt in den Unternehmen 
kann dies eine große Rolle spielen. 

Letztlich hängt die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf jedoch nicht nur von den staatlichen Rah- 
menbedingungen ab. Auch die Unternehmen tragen Verantwortung für familienffeundlichere Arbeitsbedin- 
gungen. Daher setzen sich Bundesregierung, Wirtschaftsverbände und Gewerkschaften weiterhin gemeinsam 
im Untemehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie“ für eine familienbewusste Arbeitswelt und flexible 
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Arbeitszeitmodelle ein. Das Memorandum „Familie und Arbeitswelt — Die NEUE Vereinbarkeit“ zieht Bilanz 
beim Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf und identifiziert zentrale Herausforderungen zu den 
wichtigsten Trends einer „NEUEN Vereinbarkeit“ bis 2020. Es bildet die Grundlage für weitere gemeinsame 
Aktivitäten (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 5). 

86. Eine weitere Chance auf zusätzliche Fachkräfte liegt in einer höheren Erwerbsbeteiligung älterer 
Menschen (vgl. Tz 62) und einer besseren Teilhabe von Menschen mit Behinderung. So ist der Fachkräftean- 
teil bei schwerbehinderten arbeitslosen Menschen höher als bei nicht schwerbehinderten arbeitslosen Men- 
schen. Um das Fachkräftepotenzial schwerbehinderter Menschen stärker zu nutzen, wurden im Rahmen des 
Nationalen Aktionsplans der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention entspre- 
chende Initiativen auf den Weg gebracht. Über weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung berichtet die Strategische Sozialberichterstattung 2016. 

87. Um einem mittelfristigen Rückgang der Anzahl an qualifizierten Arbeitskräften entgegenzuwirken, baut 
die Bundesregierung neben der Mobilisierung des inländischen Fachkräftepotenzials weiterhin auch auf den 
Zuzug von ausländischen Fachkräften. Sie setzt sich für eine bedarfsgerechte qualifizierte Zuwanderung ein. 
Ziel ist es, die Zuwanderung und dauerhafte Integration von Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung 
nach Deutschland systematisch weiter zu erleichtern. Dieser Prozess wird über die bereits umgesetzten 
Maßnahmen hinaus zielgerichtet und mit Blick auf die Bedürfnisse und Leisfungsfähigkeif sowohl der 
Einwanderungsgesellschaff als auch der zuwandemden Menschen fortgeführt. 

88. Da Deufschland mif klassischen Einwanderungsländem um die besfen Fachkräfte konkurrieren muss, 
engagiert sich die Bundesregierung für eine Willkommenskulfur in Deufschland, zum Beispiel über das 
Informationsportal „Make it in Germany“. Durch die Ausrichtung der sogenannten Positivliste von Engpass- 
berufen an regionalen Arbeitsmarktbedürfhissen können Fachkräfte mit einer in Deutschland anerkannten 
Berufsausbildung nun in über 130 Berufen arbeiten. Dabei müssen ihre Beschäftigungsbedingungen denen 
deutscher Beschäftigter entsprechen (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 6). Für Zuwanderer aus den Westbalkanstaaten 
bestehen ab diesem Jahr zusätzliche Optionen für eine Arbeifsauftiahme in Deufschland (vgl. Tabelle II lfd. 
Nr. 7). 

89. Seif Augusf 2015 gibt es zudem einen neuen Aufenthaltstitel für Personen, die ihren Abschluss in 
Deutschland anerkennen lassen möchten und dafür die Teilnahme an einer betrieblichen oder schulischen 
Bildungsmaßnahme benötigen. Dies ermöglicht die Teilnahme an Bildungsmaßnahmen, die geeignet sind, 
fachliche, praktische und/oder sprachliche Defizite auszugleichen, die der Anerkennung des ausländischen 
Abschlusses bzw. dem Berufszugang entgegenstehen (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 8). 

90. Um mittel- und langfristig mehr Fachkräfte zu gewinnen, sind nicht zuletzt die Attraktivität und Qualität 
der Berufsausbildung von zentraler Bedeutung. Mit der Allianz für Aus- und Weiterbildung 2015 - 2018 
arbeitet die Bundesregierung gemeinsam mit der Wirtschaft, den Gewerkschaften, den Ländern und der 
Bundesagentur für Arbeit daran, jedem ausbildungsinteressierten jungen Menschen einen „Pfad“ aufzuzeigen, 
der ihn so friih wie möglich zu einem Berufsabschluss führen kann (vgl. Tabelle I lfd. Nr. 52). Um auch 
leisfungsschwächeren jungen Menschen eine Ausbildung im Befrieb zu ermöglichen, haf der Bund 2015 als 
zenfrale Maßnahmen der Allianz für Aus- und Weiferbildung die „Assistierte Ausbildung“ als neues befrisfe- 
fes Förderinsfrument eingeführt und die Zielgruppe erweifert, die ausbildungsbegleifende Hilfen in Anspruch 
nehmen kann. 

Mit dem ESF-Bundesprogramm „Passgenaue Besetzung“ werden kleine und mittlere Unternehmen bei der 
passgenauen Besetzung von Ausbildungsplätzen sowie bei der Integration von ausländischen Fachkräften 
unterstützt (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 9). Im Rahmen der Initiative Bildungsketten streben Bund und Länder an, 
gemeinsam den Prozess der Studien- und Berufsorientierung zu verbessern und die Fördermaßnahmen für 
Jugendliche bis hin zum Ausbildungsabschluss neu zu systematisieren. Unter anderem unterstützt der Bund 
dabei mit dem ESF-Programm „Berufseinstiegsbegleitung“ junge Menschen, die voraussichtlich Probleme 
mit ihrem Schulabschluss haben und damit auch Gefahr laufen, den erfolgreichen Start ins Berufsleben zu 
verpassen (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 10 und 1 1). Nicht zuletzt wird die Bundesregierung die berufliche Weiter- 
bildung stärken (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 12 und 13) und die Durchlässigkeit zwischen akademischer und 
beruflicher Bildung weher erhöhen, efwa durch Verbesserungen im Rahmen des Aufstiegsfortbildungsförde- 
rungsgesefzes („Aufsfiegs-BAföG“) (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 14). 
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Arbeitsmarkt fair und flexibel ausgestalten 

91. Seit dem 1. Januar 2015 gilt in Deutschland flächendeckend ein gesetzlicher Mindestlohn von brutto 
8,50 Euro je Zeitstunde. Seitdem kam es zu deutlichen Lohnzuwächsen bei den niedrigsten Einkommen, 
insbesondere in den ostdeutschen Ländern. Die von Teilen der Öffentlichkeit befürchteten deutlichen negati- 
ven gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungseffekte sind bislang nicht feststellbar. Nach bisherigen Erkenntnis- 
sen fallen mögliche negative Beschäftigungseffekte moderat und viel geringer als von vielen erwartet aus. Sie 
scheinen weitgehend auf geringfügige Beschäftigungsverhälfnisse konzenfrierf und haupfsächlich auf eine 
Zurückhalfung bei den Einsfellungen und weniger auf einen Abbau besfehender Arbeifspläfze zurückzuführen 
zu sein. Zudem isf es mif Einführung des Mindesflohns zu einer versfärkfen Umwandlung von geringfügiger 
in sozialversicherungspflichfige Beschäftigung gekommen. Künftig kann die Höhe des Mindesflohns auf 
Vorschlag der Mindesflohnkommission durch Rechfsverordnung der Bundesregierung geändert werden. Eine 
mögliche Anpassung prüft die Mindestlohnkommission erstmals zum 30. Juni 2016 mit Wirkung zum 
1. Januar 2017. Die Kommission orientiert sich bei der Festsetzung des Mindestlohns an der Tarifentwicklung 
in Deutschland. Im Rahmen einer Gesamtabwägung prüft sie, welcher Mindestlohn einen angemessenen 
Mindestschutz für die Beschäftigten bietet, faire Wettbewerbsbedingungen ermöglicht und die Beschäftigung 
nicht gefährdet (vgl. Tabelle 11 Ifd. Nr. 15). 

92. Werkverträge und Arbeitnehmerüberlassung sind wichtige Instrumente in einer arbeitsteiligen Wirt- 
schaft und befähigen Unfemehmen, flexibel zu reagieren. Die Bundesregierung hälf Werkverfräge und 
Leiharbeifsverhältnisse daher für unverzichtbar. Rechtswidrigen Vertragskonstruktionen bei Werkverträgen 
ist jedoch effektiv zu begegnen. Hierzu sollen insbesondere die wesentlichen, von der Rechtsprechung 
entwickelten Abgrenzungskriterien zwischen ordnungsgemäßem und missbräuchlichem Fremdpersonaleinsatz 
gesetzlich kodifiziert und die Informations- und Unterrichtungsrechte des Betriebsrats bei Fremdpersonalein- 
satz gesetzlich klargestellt werden. Weiterhin soll die Leiharbeit auf ihre Kemfünktion hin orientiert werden. 
Dazu sollen eine Überlassungshöchstdauer von grundsätzlich 1 8 Monaten gesetzlich festgelegt und die 
entliehenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer spätestens nach neun Monaten hinsichtlich des Arbeitsent- 
gelts mit der Stammbelegschaft gleichgestellt werden (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 16). 

93. Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die Gleichstellung von Frauen und Männern sowohl in 
der Privatwirtschaft als auch im öffentlichen Dienst des Bundes zu verbessern. Zur Förderung der Gleichstel- 
lung im Erwerbsleben ist am 1. Mai 2015 das Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und 
Männern an Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst in Kraft getreten. Es soll 
dazu beitragen, den Anteil von Frauen in Führungspositionen signifikant zu erhöhen, und einen Kulturwandel 
in den Unternehmen anstoßen. Das Gesetz schreibt ab dem 1. Januar 2016 eine Geschlechterquote von 30 
Prozent für neu zu wählende Aufsichfsräfe börsennofierfer und parifäfisch mitbesfimmfer Unfemehmen vor. 
Alle börsennofierfen oder mifbesfimmfen Gesellschaften werden durch das Gesefz verpflichfef, sich ab dem 
30. Sepfember 2015 Zielgrößen zu den Frauenanfeilen im Aufsichfsraf, im Vorsfand und in den zwei Füh- 
rungsebenen unferhalb des Vorsfands sowie Frisfen für deren Erreichung fesfzulegen. Ein umfassendes 
Monitoring soll zeigen, wie das Gesefz von den betroffenen Unternehmen umgesetzt wird. Auch für den 
Bereich des öffentlichen Dienstes des Bundes gelten seit 20 1 5 neue gesetzliche Regelungen zur gleichberech- 
tigten Teilhabe von Frauen und Männern (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 17). 

94. Nach wie vor bestehen Unterschiede bei der Entlohnung zwischen Männern und Frauen. Die Bundesre- 
gierung will mit einem Gesetz mehr Transparenz über geschlechtsspezifische Entgeltstrakturen schaffen und 
so dazu beitragen, das Gebot „Gleicher Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit“ durchzusetzen (vgl. 
Tabelle 11 lfd. Nr. 18). Auch die Länder engagieren sich in Maßnahmen zur Förderung der Entgeltgleichheit 
(vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 1 9). Über die Maßnahmen zum Abbau der geschlechtsspezifischen Segmentierang des 
Arbeitsmarkts berichtet auch die Strategische Sozialberichterstattung 2016. 
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B. Bedingungen für Innovation, Forschung und Entwicklung verbessern 

95. Mit einem Anteil von Forschung und Entwicklung am Bruttoinlandsprodukt von rund 2,9 Prozent im 
Jahr 2014 liegt Deutschland deutlich über dem EU-Durchschnitt. Rund zwei Drittel der Aufwendungen für 
Forschung und Entwicklung werden dabei durch den privaten Sektor getätigt, rund ein Drittel durch den 
öffentlichen Sektor. Um auch in Zukunft eine der innovativsten Volkswirtschaften weltweit zu sein, bleibt viel 
zu tun. Insbesondere der digitale Wandel birgt erhebliches Innovationspotenzial, das es zu erschließen gilt. 
Deshalb setzen Bund und Länder auf innovationsffeundliche Rahmenbedingungen sowie geeignete Förder- 
und Finanzierungsinstrumente. 

Forschungs- und Innovationsstrategie der Bundesregierung 

96. Die neue Hightech- Strategie bündelt Aktivitäten der Bundesregierung zur Förderung von Forschung 
und Innovationen (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 20). Sie setzt Prioritäten in sechs ausgewählten Feldern, die von 
großer Innovationsdynamik geprägt sind: 

• Digitale Wirtschaft und Gesellschaft 

• Nachhaltiges Wirtschaften und Energie 

• Innovative Arbeitswelt 

• Gesundes Leben 

• Intelligente Mobilität und 

• Zivile Sicherheit 

Die Strategie zielt darauf, Deutschlands Position im globalen Wettbewerb der Wissensgesellschaften weiter 
zu stärken. Anfang 20 1 5 hat das Hightech-Forum, das die Strategie begleitet, seine Arbeit aufgenommen. Das 
Forum besteht aus ausgewiesenen Experten aus Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft. Gemeinsam 
mit der Politik diskutieren die Experten aktuelle Entwicklungen der Forschungs- und Innovationspolitik und 
arbeiten Vorschläge zu deren künftiger Ausrichtung aus. 

Forschungs- und Innovationsforderung von Bund und Ländern 

97. Durch die Änderung von Artikel 91b des Grundgesetzes haben Bund und Länder im Wissenschaftsbe- 
reich ihre nach dem Grundgesetz eröffneten Kooperationsmöglichkeiten erweitert: Seit dem 1. Januar 2015 
kann der Bund nun nicht nur die außeruniversitären Forschungseinrichtungen, sondern auch Hochschulen 
gemeinsam mit den Ländern dauerhaft fördern. Dies war zuvor nur projekfbezogen und befrisfef möglich. 

98. Der Bund sfellf in dieser Legislafurperiode umfangreiche Miftel für die Forschung zur Verfügung. 
Damif werden insbesondere die Exzellenzinifiafive, der Pakf für Forschung und Innovafion sowie in dessen 
Rahmen der Aufwuchs in Höhe von drei Prozent für die außeruniversitären Forschungseinrichtungen finan- 
ziert (vgl. Kapitel ILA, Tz 30). 

99. Bund und Länder unterstützen mit passgenauen Förderprogrammen die Forschungsaktivitäten insbeson- 
dere kleiner und mittlerer Unternehmen sowie die Forschung an Hochschulen und außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 21, 22, 23, 24, 25, 26 und 27). Dabei stehen insbesondere 
Kooperationsprojekte zwischen der Wirtschaft und der Forschung im Mittelpunkt, um den Technologietrans- 
fer zu unterstützen. Beispielsweise hat die Bundesregierung im Jahr 2015 die Förderbedingungen des Zentra- 
len Innovationsprogramms Mittelstand weiter verbessert und das Förderprogramm KMU-innovativ auf 
weitere Technologiefelder ausgeweitet. 

100. Die Länder fördern Forschungs- und Techno logievorhaben im Rahmen ihrer regionalen Innovafions- 
sfrafegien. Diese bauen auf den Sfärken und Innovafionspotenzialen der jeweiligen Regionen auf. Die 
Programme werden zumeisf mif den europäischen Sfrukfurfondsmifteln ko finanziert (vgl. Tabelle 11, lfd. 
Nr. 28 und 29). 

101. Innovative Gründerinnen und Gründer spielen für die Innovationskraft und Emeuerungsfähigkeit 
unserer Wirtschaft eine wesentliche Rolle. Sie sorgen für Fortschritt, Investitionen und Wachsfum. Die 
Bundesregierung legf daher ein besonderes Augenmerk auf Untemehmensgründungen und junge Unfemeh- 
men und unfersfüfzf insbesondere kleine und mittlere Unfemehmen im Bereich der Innovationen und der 
Digifalisierung (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 30, 31, 32 und 33). 
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102. Um den Zugang zu Wagniskapital für innovative Gründungen zu erleichtern, hat die Bundesregierung 
im September 2015 Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Wagniskapital und Start-ups 
in Deutschland beschlossen (vgl. Tz 47). Sie wird diese Strategie - wie im „Eckpunktepapier Wagniskapital“ 
angekündigt - fortführen. Mit dem Anfang Juli 2015 in Kraft getretenen Kleinanlegerschutzgesetz haben 
darüber hinaus Finanzierungen im noch jungen Finanzierungssegment der Crowdfinanzierungen einen klaren 
und verlässlichen Rechtsrahmen erhalten, der Verbraucherinteressen berücksichtigt und gleichzeitig ein 
attraktives Umfeld für die in Deutschland noch junge Branche schafft. 

Chancen des digitalen Wandels nutzen 

103. Die Digitalisierung birgt große gesellschaftliche Chancen und eröffnet enorme Potenziale für zusätzli- 
che Wertschöpfüng. Die Bundesregierung greift den digitalen Wandel auf und schafft gemeinsam mit 
Wirtschaft, Gewerkschaften, Wissenschaft und Zivilgesellschaft die Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Digitalisierung. Im Rahmen der digitalen Agenda hat sie sieben konkrete Handlungsfelder aufgegriffen (vgl. 
Tabelle 11 lfd. Nr. 34). Darüber hinaus flankiert die Bundesregierung den digitalen Wandel durch angemesse- 
ne Infrastrukturen und ein digital-freundliches Umfeld. 

104. Eine erfolgreiche Teilhabe an den Chancen der Digitalisierung setzt eine flächendeckende, leistungs- 
starke Netzinfrastruktur voraus. Die Bundesregierung begleitet den Breitbandausbau durch geeignete rechtli- 
che Rahmenbedingungen und fordert ihn mit insgesamt 2,7 Milliarden Euro (vgl. Tz 30). Auch die mobile 
Datennutzung wächst in Deutschland weiter rasant. Deutschland stellt deshalb bereits jetzt die Weichen für 
die nächste Mobilfunkgeneration 5G. 

105. Die Digitalisierung und Vernetzung industrieller Produktionsprozesse entlang der gesamten Wertschöp- 
fungskette (Industrie 4.0) verspricht individualisierte Produktion und Produkte sowie Effizienzgewinne und 
macht neue Geschäftsmodelle möglich. Gerade für kleine und mittlere Unternehmen ist die Digitalisierung ein 
Schlüssel zur Sicherung ihrer Wettbewerbsfähigkeit. Die Bundesregierung und die Länder unterstützen sie 
dabei, die Herausforderungen zu meistern (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 35, 36, 37, 38, 39, 40 und 41). Mit der 
„Strategie Intelligente Vernetzung“, die die Bundesregierung im September 2015 beschlossen hat, sollen 
branchenübergreifende Potenziale der Digitalisierung auch in den Bereichen Bildung, Kultur, Energie, 
Gesundheit, Verkehr und Verwaltung stärker zu Entfaltung gebracht werden (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 42). 

C. Treibhausgasemissionen reduzieren, erneuerbare Energien und Energieeffizienz voran- 
treiben 

106. Die Bundesregierung misst dem Klimaschutz einen zentralen Stellenwert bei. Sie hat sich zum Ziel 
gesetzt, die Treibhausgasemissionen in Deutschland bis zum Jahr 2020 um mindestens 40 Prozent und bis 
zum Jahr 2050 um 80 bis 95 Prozent gegenüber 1990 zu senken. Um die dafür notwendigen Treibhausgas- 
Einsparungen zu erzielen und die Minderungslücke bis 2020 zu schließen, setzt die Bundesregierung auf die 
im Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 enthaltenen zusätzlichen Klimaschutzmaßnahmen, darunter der 
Ausbau der emeuerbaren Energien und zahlreiche Maßnahmen für mehr Energieeffizienz (vgl. Tabelle 11 lfd. 
Nr. 43). Im Energiesektor sollen darüber hinaus emissionsarme Anlagen mit Kraft-Wärme-Kopplung verstärkt 
zum Einsatz kommen. Einen weiteren Beitrag leistet die Überführung älterer und ineffizienter Braunkohle- 
kraftwerke in eine Sicherheitsbereitschaft. Darüber hinaus wird die Bundesregierung im Laufe des Jahres 
2016 den Klimaschutzplan 2050 verabschieden (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 44). 

107. Die Bundesregierung setzt sich auch weiterhin für die verlässliche Umsetzung der ambitionierten 
Energie- und Klimaziele auf europäischer und globaler Ebene ein. Sie steht fest zum Erreichen der EU-2020- 
Ziele zum Klimaschutz, zum Ausbau der emeuerbaren Energien und zur Steigerung der Energieeffizienz. Sie 
wirkt zudem darauf hin, verlässliche Regeln zu schaffen, um den im Europäischen Rat beschlossenen Klima- 
und Energierahmen 2030 und die Energieunion umzusetzen. Ziel der Energieunion ist eine sichere, bezahlbare 
und umweltverträgliche Energieversorgung der europäischen Verbraucher. Dafür ist es wichtig, dass die 
Mitgliedstaaten eng miteinander kooperieren. 

108. Im Rahmen der Energieunion treibt die Bundesregiemng den Prozess hin zu noch engerer regionaler 
Kooperation aktiv voran. Im Juni 20 1 5 haben Deutschland und seine elf „elektrischen Nachbarn“ im Rahmen 
eines Dialogprozesses eine gemeinsame Erklämng zur Stromversorgungssicherheit unterzeichnet. Darin 
haben sich die Staaten auf Prinzipien für eine verstärkte regionale Zusammenarbeit in diesem Bereich 
geeinigt. Dieser Dialogprozess wird im Jahr 20 1 6 fortgesetzt. 



Drucksache 18/8116 


-36- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


109. Die Bundesregierung betrachtet das europäische Emissionshandelssystem (ETS) als zentrales Instru- 
ment für den Klimaschutz. Sie tritt dafür ein, die eingeleitete Reform des Emissionshandels sowie die 
weiteren Ziele und Leitlinien des Europäischen Rats vom Oktober 2014 umzusetzen und fortzuführen. Diese 
betreffen insbesondere auch die Klimaziele und Maßnahmen zum Schutz der internationalen Wettbewerbsfä- 
higkeit der betroffenen Industrien und zur Vermeidung von Produktionsverlagerungen (Carbon Leakage). Die 
Bundesregierung begrüßt den Beschluss vom September 2015 zur Einführung einer Marktstabilitätsreserve 
für das ETS ab 2019. Ziel dieser Reform ist es, dass der Emissionshandel wieder stärkere Anreize für 
Investitionen in emissionsarme Erzeugungstechnologien setzt. Daher darf diese Reform in den Verhandlungen 
zur Ausgestaltung des Emissionshandels nach 2020 nicht geschwächt werden. 

110. Für die Bundesregierung hat der internationale Klimaschutz weiterhin politische Priorität. Insbesondere 
im Rahmen der deutschen G7 -Präsidentschaft 2015 konnte Deutschland wichtige Impulse setzen. Die 
Bundesregierung hat auch auf den Abschluss des globalen Klimaschutzabkommens hingewirkt, das auf der 
Klimakonferenz Ende 20 1 5 in Paris beschlossen wurde, und setzt sich nun für eine rasche Umsetzung ein. 

111. Die Steigerung der Energieeffizienz ist wichtig für den Erfolg der Energiewende und trägt zum Klima- 
schutz bei. Ziele sind die Minderung des Primärenergieverbrauchs um 20 Prozent bis 2020 gegenüber 2008 
und seine Halbierung bis 2050. Zahlreiche der mit dem Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE) 
beschlossenen Maßnahmen wurden im Jahr 2015 auf den Weg gebracht (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 45). Unter 
anderem sind zu nennen: 

• Verbesserung der Förderbedingungen im Rahmen des C02-Gebäudesanierungsprogramms und des 
Marktanreizprogramms zur Nutzung emeuerbarer Energien im Wärmemarkt; 

• Aktualisierung des Förderprogramms für die Einführung hocheffizienter Querschnittstechnologien für 
kleine und mittlere Unternehmen; 

• Einführung von verpflichtenden Energieaudits für größere Unternehmen; 

• Vereinbarung zur Gründung 500 sogenannter Energieeffizienz -Netzwerke der Industrie; 

• Einführung eines nationalen Effizienzlabels für Heizungsaltanlagen (im Rahmen des novellierten 
Energieverbrauchskennzeichnungsgesetzes), das Verbraucher über die Energieeffizienz ihrer alten Heiz- 
geräte informieren soll (vgl. Tabelle 11, lfd. Nr. 46); 

• Einführung des Anreizprogramms Energieeffizienz: Das Programm ergänzt und verstärkt die bestehende 
Förderlandschaft im Bereich Energieeffizienz und emeuerbare Energien im Gebäudesektor. 

ln diesem Jahr sollen auch - wie im deutschen Aktionsprogramm 2015 für den Euro-Plus-Pakt beschlossen 
(vgl. Kasten 3) — die ersten wettbewerblichen Ausschreibungen für die Förderung von Energieeffizienzmaß- 
nahmen in Unternehmen stattfinden. Ziel dabei ist es, die Marktkräfte zu nutzen, um Innovationen anzuregen 
und Effizienzsteigerungen kostengünstiger zu erreichen. 

112. Aufbauend auf dem NAPE hat die Bundesregierung 2015 zudem die Energieeffizienzstrategie Gebäude 
beschlossen. Damit liefert sie einen wichtigen Beitrag auf dem Weg zu einem nahezu klimaneutralen Gebäu- 
debestand 2050 (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 47). Seit Januar 2016 greift auch der angehobene Neubaustandard aus 
der Novelle der Energieeinsparverordnung von 2014. Bis Ende 2016 wird der Niedrigstenergiegebäudestan- 
dard - also die technisch und wirtschaftlich machbaren Mindestanforderungen an Neubauten - eingeführt und 
damit die EU-Gebäuderichtlinie umgesetzt. Damit einhergehend wird das Energieeinsparrecht bei Gebäuden 
neu konzipiert und ein aufeinander abgestimmtes Regelungssystem für die energetischen Anforderungen an 
Neubauten sowie Bestandsgebäude und den Einsatz emeuerbarer Energien zur Wärmeversorgung geschaffen 
(vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 48). Auch in den Bundesländern gibt es vielfältige Maßnahmen, um den Klimaschutz 
zu stärken und die Energieeffizienz zu fördern, (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 49). 

113. Die Bundesregiemng unterstützt die Unternehmen bei der Steigemng der Ressourceneffizienz mit einer 
integrierten Rohstoffstrategie. Sie verbessert die Rahmenbedingungen für Ressourceneffizienz und Recycling, 
tritt für eine umweltverträgliche Gewinnung heimischer Rohstoffe ein und treibt die Bioökonomiestrategie 
voran. Um die Ressourceneffizienz weiter zu erhöhen, wird das Deutsche Ressourceneffizienzprogramm 20 1 6 
fortgeschrieben. Im Interesse der Rohstoffsichemng werden die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die 
heimische Rohstoffgewinnung weiterentwickelt. Hierbei hat der Schutz von Umwelt und Gesundheit höchste 
Priorität. 
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D. Bildungsniveau verbessern 

114. Investitionen in Bildung und Ausbildung kommt vor dem Hintergrund der Digitalisierung, des demo- 
grafischen Wandels und der gestiegenen Zuwanderung eine zentrale Bedeutung für die Wettbewerbs- und 
Zukunftsfahigkeit Deutschlands zu. Bildung eröffnet gleichzeitig jedem Einzelnen die Möglichkeit zur 
wirtschaftlichen, sozialen und kulfurellen Teilhabe und Infegration. Die Bundesregierung und die Länder 
haben erheblichen Ansfrengungen zum Ausbau und zur Verbesserung des Bildungssysfems unfemommen und 
Erfolge erzieh (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 50, 51 und 52). 

115. Enf sprechend werden die Bildungsziele der Europa 2020-Sfrafegie erreicht. Der Anteil der frühzeitigen 
Schul- und Ausbildungsabgänger lag 2014 mit 9,5 Prozent wie im Vorjahr unter der Zielmarke von zehn 
Prozent. Der Anteil der 30- bis 34-Jährigen mit einem tertiären oder gleichwertigen Abschluss lag mit 45,7 
Prozent erneut deutlich über dem nationalen Ziel von 42 Prozent. 

116. Eine wesentliche Aufgabe des Bildungssystems ist es, vielfältige bildungs-, kompetenz- und leistungs- 
fördemde Angebote bereitzustellen. Bund und Länder haben hier umfangreiche Förderprogramme aufgelegt — 
auch mit Miheln der Europäischen Union (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 53, 54, 55, 56 und 57). 

117. Mit dem Hochschulpakt schaffen Bund und Länder gemeinsam die Voraussetzungen, um ein Studien- 
angebot für bis zu 760.000 zusätzliche Studienanfänger gegenüber dem Sfand von 2005 bereifzusfellen. 
Zudem haf der Bund bereifs ab 2015 die Finanzierung der Geldleisfungen nach dem BAföG vollsfändig 
übernommen, verbesserf die Förderung und hebt ab 20 1 6 Freibeträge und Bedarfssätze um sieben Prozent an. 
Gleichzeitig stärkt der Bund die Berufsbildung, etwa durch das sogenannte „Meister- oder Aufstiegs-BAföG“ 
und die Allianz für Aus- und Weiferbildung. Im Zuge des Ausbaus der Kinderbefreuung sefzen sich Bund und 
Länder für ein breiferes Angebot und für eine höhere Qualität der frühkindlichen Bildung ein. (Vgl. Tz 3 1). 

118. Das Ziel, das Bildungsniveau sfärker von der sozioökonomischen Herkunft zu enfkoppeln, sfehf im 
Mitfelpunkf zahlreicher neuer Maßnahmen im Bildungsbereich. Die Länder haben vielfältige Instrumente zur 
Anhebung des Bildungsniveaus benachteiligter Menschen aufgelegt (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 58). Um Schüle- 
rinnen und Schülern erweiterte Bildungs- und Fördermöglichkeiten zu bieten, haben Bund und Länder 
außerdem den Ausbau der Ganztagsschulen weiter vorangetrieben. Mehr als jede zweite deutsche Schule hält 
inzwischen Ganztagsangebote vor, die von einem Drittel aller Schülerinnen und Schüler genutzt werden, (vgl. 
Tabelle 11 lfd. Nr. 59 und 60). 

119. Bildung und Qualifizierung sind gerade für die erfolgreiche soziale und berufliche Infegrafion der 
Flüchtlinge mit guter Bleibeperspektive von wesentlicher Bedeutung. Das gilt insbesondere vor dem Hinter- 
grund, dass über die Hälfte der Asylbewerber jünger als 25 Jahre alt ist. Bund und Länder unterstützen die 
Flüchtlinge mit guter Bleibeperspektive im Bereich der Berufsorientierung und der Begleitung hin zu einem 
Ausbildungsplatz mit vielfältigen Maßnahmen (vgl. Tz 65). Neben den Maßnahmen zum Spracherwerb und 
zur Qualifikation setzen Bund und Länder in Kooperation mit der Bundesagentur für Arbeit zahlreiche 
Programme im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik um (vgl. Tz 65). 

E. Soziale Eingliederung vor allem durch die Verringerung von Armut fördern 

120. Mit der außerordentlich positiven Beschäftigungsentwicklung in Deutschland hat sich in den letzten 
Jahren auch die Langzeiterwerbslosigkeit^ deutlich verringert. Im Jahresdurchschnitt 2014 lag die Zahl der 
Langzeiterwerbslosen bei rund 919.000 Personen. Gegenüber dem Jahresdurchschnitt 2008 ging sie damit um 
rund 43 Prozent bzw. 707.000 Personen zurück. 

Das nationale Ziel der Europa 2020-Strategie, die Anzahl der langzeiterwerbslosen Personen gegenüber dem 
Jahresdurchschnitt 2008 um 20 Prozent zu reduzieren, wird somit bereits deutlich übertroffen. Dennoch stellt 
Langzeiterwerbslosigkeit weiterhin einen wesentlichen Risikofaktor dafür dar, Armut und soziale Ausgren- 
zung zu erfahren. Daher ist die Integration von Langzeitarbeitslosen ein Schwerpunkt der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik der Bundesregierung und der Länder (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 61). Zudem wirkt Deutschland dem 
Armutsrisiko mit einem umfassenden Sozialleistungssystem entgegen. Arbeitslose oder Personen mit einem 
sehr niedrigen Einkommen, die diese Leistungen in Anspruch nehmen, werden dadurch vor Armut geschützt. 


® Der Begriff Langzeiterwerbslosigkeit wird abweichend vom Begriff Langzeitarbeitslosigkeit verwendet, wenn Bezug auf Daten aus 
der europäischen Arbeitskräfteerhebung genommen wird. Diese Angaben unterscheiden sich methodisch von nationalen Registerda- 
ten zur Langzeitarbeitslosigkeit. 
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Integration in Arbeitsmarkt nnd Gesellschaft fördern 

121. Das Konzept der Bundesregierung „Chancen eröffnen - soziale Teilhabe sichern“ enthält ein breit 
angelegtes Maßnahmenpaket zum Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit. Wichtige Bestandteile sind unter 
anderem ein verbesserter Betreuungs- und Aktivierungsansatz im Rahmen der Netzwerke für Aktivierung, 
Berufung und Chancen, mif dem eine sfärkere Vemefzung und Bündelung von Untersfüfzungsleisfungen 
erreichf werden soll, das ESF-Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeifsloser Leisfungsberechfigfer 
nach dem SGB 11 auf dem allgemeinen Arbeifsmarkt und das Bundesprogramm „Soziale Teilhabe am 
Arbeifsmarkf“. (Vgl. Sfrafegische Sozialberichfersfattung 2016, Kapifel 2 und Tabelle 11 lfd. Nr. 62). Außer- 
dem gib es, die Ursachen von Langzeifarbeifslosigkeif besser zu versfehen, um in Zukunft die langfristige 
Prävention zu stärken und der Langzeitarbeitslosigkeit gezielter vorzubeugen. Dies beginnt bereits mit den 
Bildungs- und Teilhabechancen im Kindesalter (vgl. Tz 117 und Strategische Sozialberichterstattung 2016, 
Kapitel 3.2). 

122. Die qualitativen Ziele Deutschlands im Bereich der Verringerung von Armut und sozialer Ausgrenzung 
beziehen sich vor allem auf die Zielgruppen Kinder, Jugendliche, Frauen, Alleinerziehende, Menschen mit 
Migrationshintergrund, Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen. Hier haben Bund, Länder und 
Kommunen im vergangenen Jahr vielfältige Strategien und Konzepte entwickelt (vgl. Tabelle 11 lfd. Nr. 63). 
Ziel ist, die sozialen und ökonomischen Teilhabechancen der benachteiligten Personengruppen zu verbessern, 
ln jeder Lebensphase müssen alle die Chance erhalten, ihre individuellen Möglichkeiten auszuschöpfen. Dazu 
sollen unter anderem die Chancen für Bildung und gesellschaftliche Teilhabe sowie bei der Integration in die 
Gesellschaft und den Arbeitsmarkt verbessert werden. Dies trägt auch dazu bei, Altersarmut zu vermeiden. 

123. Neue, gewaltige Herausforderungen für die soziale Eingliederung ergeben sich aus der hohen Zuwande- 
rung von Flüchtlingen. Bund, Länder und Kommunen haben die Ressourcen für die Versorgung und Integra- 
tion von Flüchtlingen massiv aufgestockt. Allein in den Jahren 20 1 5 und 20 1 6 stellt die Bundesregierung den 
Ländern und Kommunen zusätzlich mehr als 6 Milliarden Euro für die Unterbringung und Versorgung von 
Flüchtlingen und Asylbewerbern zur Verfügung. Zudem werden im Jahr 2016 für integrationsunterstützende 
Maßnahmen zusätzlich insgesamt rund 4,2 Milliarden Euro aus dem Bundeshaushalt mobilisiert. Darin 
enthalten sind neue Mittel für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wegen flüchtlingsinduzierter Mehrbedarfe 
in Höhe von 773 Millionen Euro. 

Wohnraum bezahlbar halten, soziale Stadtentwieklung stärken 

124. Für eine angemessene Teilhabe am sozialen Leben sind bezahlbare Miefen eine wichtige Vorausset- 
zung. In vielen wesf- und einigen osfdeufschen Ballungszentren sind die Mieten und Immobilienpreise sfark 
gestiegen und weisen auf zum Teil gravierende Wohnungsmarktengpässe hin. Auch durch die Flüchtlingszah- 
len wird die Knappheit an Wohnungen verstärkt. Ziel ist es, diesen Wohnungsbedarf zu decken, ohne soziale, 
demografische und energetische Gesichtspunkte zu vernachlässigen. Hierzu bedarf es in den kommenden 
Jahren des Neubaus von mindestens 350.000 Wohnungen pro Jahr. Da im Jahr 2015 nur ca. 270.000 neue 
Wohnungen fertiggestellt wurden, sieht die Bundesregierung über die existierenden Fördermaßnahmen hinaus 
weiteren Handlungsbedarf. Deshalb will sie mit einer Wohnungsbau-Offensive für eine wirkungsvolle 
Entlastung auf den Wohnungsmärkten sorgen. Im Rahmen des Bündnisses für bezahlbares Wohnen und 
Bauen wurde ein zehn Punkfe umfassendes Maßnahmenpakef für bezahlbares Wohnen erarbeifef, das 
zusammen mif den Ländern und anderen Bündnispartnern umgesetzt werden soll (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 64). 
Zusäfzlich sollen durch eine sfeuerliche Förderung mittels einer Sonderabschreibung für den Miefwohnungs- 
neubau Anreize in angespannfen Wohnungsmärkfen zur zügigen Bereifsfellung von bezahlbaren Wohnungen 
gesefzf werden. Dazu haf die Bundesregierung einen Gesefzentwurf beschlossen. Zudem wurden bereifs mit 
dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz die Kompensationsmittel des Bundes an die Länder für die soziale 
Wohnraumförderung in den Jahren 2016 bis 2019 von jährlich rund 518 Millionen Euro um 500 Millionen 
Euro auf über eine Milliarde Euro jährlich aufgesfockf (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 65). 

125. Neben einer infensiveren Unfersfüfzung der Länder bei der Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
sfärkf die Bundesregierung auch die von der Wohnraumknappheit besonders betroffenen privaten Haushalte. 
Durch die Wohngeldreform, die zum 1. Januar 2016 in Kraft gefrefen isf, werden Haushalfe mif niedrigen 
Einkommen enflasfef (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 66). Um einen überproportionalen Mietanstieg bei Neuvermie- 
tungen zu vermeiden, hat die Bundesregierung im vergangenen Jahr das Gesetz zur Dämpfung des Mietan- 
stiegs auf angespannten Wohnungsmärkten und zur Stärkung des Bestellerprinzips bei der 
Wohnungsvermittlung auf den Weg gebracht. Es ist zum 1. Juni 2015 in Kraft gefrefen und enthälf unter 
anderem die sogenannte Mietpreisbremse (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 67 und Sfrafegische Sozialberichtersfattung 
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2016, Kapitel 3.3). Die Bundesregierung prüft gegenwärtig weitere mietrechtliche Maßnahmen insbesondere 
im Zusammenhang mit der Modernisierung von Mietwohnraum und in Bezug auf die Erstellung qualifizierter 
Mietspiegel. 

Mit dem Städtebauförderungsprogramm „Soziale Stadt“ zielt die Bundesregierung darüber hinaus auf die 
Unterstützung der Kommunen für städtebauliche Maßnahmen in sozial und wirtschaftlich benachteiligten 
Quartieren, die auch zur Verbesserung von Integration und Teilhabe beitragen, ln den Jahren 2015 und 2016 
stellt der Bund für das Programm bislang insgesamt rund 290 Millionen Euro zur Verfügung (vgl. Strategi- 
sche Sozialberichterstattung 2016, Kapitel 3.3). Der lokale Ansatz der integrierten Stadtentwicklung soll 
künftig stärker zur Bündelung von unterschiedlichen Programmen beitragen, damit insbesondere in benachtei- 
ligten Gebieten Synergieeffekte unterstützt werden. 

126. Über weitere Maßnahmen der Bundesregierung zur sozialen Eingliederung und der Bekämpfung von 
Armut berichtet ausführlicher die Strategische Sozialberichterstattung 2016. 
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IV. Verfahren zur Erstellung des NRP 2016 und Einbindung der Akteure 

127. Das NRP 2016 wurde von der Bundesregierung unter Federführung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie und unter Einbeziehung der Länder erarbeitet. Die Fachministerkonferenzen der 
Länder sowie die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) haben — koordiniert durch die Freie Hanse- 
stadt Bremen als aktuelles Vorsitzland der Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) — Textbeiträge geliefert, 
Entwürfe des NRP kommentiert und Stellungnahmen abgegeben. Die Beiträge der Länder sind in das 
Dokument eingeflossen. 

128. Eine Reihe von Wirtschafts- und Sozialverbänden, Gewerkschaften, Arbeitgebern und anderen zivilge- 
sellschaftlichen Gruppen hat ebenfalls zur Entstehung des Dokuments beigetragen. Dazu gehören der 
Deutsche Gewerkschaftsbund, die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, der Bundesver- 
band der Deutschen Industrie, der Deutsche Industrie- und Handelskammertag, der Zentralverband des 
Deutschen Handwerks sowie die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege. Zudem hatten die 
Spitzenverbände, die Mitglieder des Gemeinschaftsausschusses der deutschen Wirtschaft sowie der Deutsche 
Gewerkschaftsbund, Gelegenheit, mit der Bundesregierung über das NRP zu sprechen. 

129. Das NRP 2016 wurde am 13. April 2016 im Einklang mit dem Bundeshaushalt 2016 sowie mit dem 
Eckwertebeschluss des Kabinetts vom 23. März 2016 zum Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2017 und 
des Finanzplans 2016 bis 2020 vom Bundeskabineft beschlossen. Unmittelbar nach dem Kabineftbeschluss 
wurde das NRP dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat formell zugeleitet. 

130. Bis Ende April übermittelt die Bundesregierung der Europäischen Kommission das NRP 2016 ebenso 
wie das Stabilitätsprogramm 20 1 6. 
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